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Der aus meiner Sicht beste Text unter meinen ZS-Aufsätzen, 
Klaus Schlichte


Klaus Schlichte

La Francafrique — Postkolonialer Habitus und
Klientelismus in der franzosischen Afrikapolitik

Die franzosische Afrikapolitik ist spiitestens seit den Zeiten der Dekolonisation von
einem deutlichen Widerspruch zwischen ihren hohen politischen und dkonomischen
Kosten und ihrem geringen Ertrag gekennzeichnet. Gingige Theorien der Interna-
tionalen Beziehungen kinnen die Gestalt und Kontinuitit dieser Politik nicht er-
kldren, weil sie eine Rationalitiit staatlichen Handelns unterstellen, die im politi-
schen Feld Frangafrique empirisch nicht nachweisbar ist. Fiir eine Erkldrung der
Jfranzosischen Afrikapolitik wird statt dessen Riickgriff auf Pierre Bourdieus Begriff
des sozialen Habitus genommen, um die historisch bedingten Wahrnehmungs- und
Bewertungsmuster der politischen Klasse Frankreichs nachzuzeichnen, die es klien-
telistischen Netzwerken erlaubten, die franzdsische Afrikapolitik weitestgehend
ihren partikularen Interessen unterzuordnen. Der Beitrag fiihrt umfangreiches Ma-
terial zu den Kosten franzosischer Afrikapolitik an und diskutiert zugleich die theo-
retischen Implikationen seiner Begrifflichkeit.

1. Postkoloniale Kontinuititen

Die Beziehungen zwischen Frankreich und den postkolonialen frankophonen Staaten
Afrikas gelten weithin als Sonderfall zwischenstaatlicher Beziehungen, denn anders
als die ehemaligen Kolonialméchte Grofbritannien, Belgien und Portugal hat sich
- Frankreich eine herausragende Stellung fiir die politische Entwicklung in den Nach-
folgestaaten des Kolonialreiches bewahrt. Das Register dieser relations privilegiées
reicht von den jahrlich stattfindenden franko-afrikanischen Gipfeltreffen iiber eine
intensive kulturelle Kooperation unter dem Siegel der Frankophonie bis zu militéri-
schen Interventionen. Die frankophonen Staaten Afrikas erhalten durchweg die
Hilfte der offentlichen Entwicklungshilfe Frankreichs, ihre Wahrungen sind an den
franzosischen Franc gekoppelt, sie sind durch Abkommen militdrischer Zusammen-
arbeit oder Verteidigungsabkommen an die ehemalige Koloniaimacht gebunden
und in einer Vielzahl von iiberstaatlichen Organisationen untereinander und mit
Frankreich verflochten.
Zwei Merkmale prigen die franzosische Afrikapolitik besonders: ihre Kontinuitéit
trotz der betrichtlichen politischen und Skonomischen Kosten und die Héufigkeit
der Skandale, die in diesem auflenpolitischen Feld aufgetreten sind. Daran hat sich
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trotz zahlreicher Regierungswechsel unter allen Prisidenten der Fiinften Republik
wenig gedndert. Die franzosische Afrikapolitik zwischen 1960 und 1995 mutet wie
die Geschichte einer »klassischen Pathologie« an (Marchal 1995: 915). Wie im fol-
genden gezeigt werden soll, entzieht sich das politische Feld »Francafrique«! einer
Beschreibung in den gingigen Begrifflichkeiten der Internationalen Beziehungen:
Aus der Perspektive von Theorien, die Auflenpolitik als strategisches, interessege-
leitetes Handeln von Staaten begreifen, mufl das auBenpolitische Handeln Frank-
reichs gegeniiber dem afrikanischen Kontinent tatséchlich »irrational« anmuten.
Dieser Beitrag versucht gleichwohl eine wissenschaftliche und damit rationale
Erkldrung zu entwickeln und greift dazu auf zwei soziologische Begriffe zuriick:
Dabei handelt es sich zum einen um das besonders von Pierre Bourdieu in die so-
zialtheoretische Debatte eingefiihrte Konzept des »sozialen Habitus«. Dieser Be-
griff bezeichnet sozial strukturierte Schemata, die Wahrnehmungs- und Bewer-
tungsmuster sozialer Akteure konstituieren. Ein zweiter soziologischer Begriff, der

des Klientelismus, dient der Charakterisierung der in der postkolonialen Phase auf-

falligen Patrimonialisierung der franzosischen Afrikapolitik, die sich regelméBig in
Skandalen duferte.

Eine Erkldrung der »Irrationalititen« der franzosischen Afrikapolitik ergibt sich
demnach aus der iibergreifenden Geltung eines »postkolonialen Habitus« der politi-
schen Klasse Frankreichs und aus der Persistenz klientelistischer Strukturen zwi-
schen Frankreich und den frankophonen Staaten Afrikas. Beides hat die Chaotisie-
rung der mit der Afrikapolitik Frankreichs befafiten Institutionen begiinstigt. Das
Zusammenwirken aus »Selbstverstiandlichkeiten« des postkolonialen Habitus, den
klientelistisch verfaBten Interessengruppen und der institutionellen Zersplitterung
ist urséchlich fiir die Kontinuitit einer kostentréchtigen und skandalreichen Politik.

Diese drei charakteristischen Merkmale des politischen Feldes stehen dabei in ei-
nem gegenseitigen Begriindungszusammenhang: Ohne den postkolonialen Habitus
und das Chaos der Institutionen der franzosischen Afrikapolitik wére die Entste-
hung und Persistenz klientelistischer Praktiken nicht erklédrbar, wihrend anderer-
seits die Interessen der klientelistischen Netzwerke die institutionelle Unordnung
befordern, weil diese ihnen vermehrte Chancen der Pfriindenappropriation bietet.
Die durch die klientelistischen Netzwerke betriebene Patrimonialisierung des politi-
schen Feldes Frangafrique stabilisiert ihrerseits die Geltung der im postkolonialen
Habitus sedimentierten Vorstellungen.

Die theoretischen Implikationen dieses Beitrags weisen damit {iber die reine Er-
kldrung eines Feldes internationaler Beziehungen hinaus. Denn einerseits ist das
Konzept des sozialen Habitus ein zumindest diskussionswiirdiger Beitrag zur »Ak-
teur-Struktur-Debatte« in den Internationalen Beziehungen (vgl. Dessler 1989;
Wendt 1987). Zugleich stellt dieses Konzept einen Beitrag zur Diskussion um die

1 Dieser Begriff bezieht sich nicht ausschlieBlich auf den Interaktionsraum Frankreichs
mit seinen ehemaligen Kolonien. Die ehemals belgischen Kolonien Zaire (Kongo),
Ruanda und Burundi sowie Teile des lusophonen Afrika sind ebenso in die nachfolgend
analysierten Zusammenhénge integriert worden.
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Rolle von »Ideen« in der internationalen Politik und ihre theoretische Konzeptuali-
sierung dar, und schlieflich versteht sich dieser Beitrag als Anregung, bisher als
Gegenstand der Internationalen Beziehungen wenig beachtete. Phiinomene wie
transnationale klientelistische Netzwerke in den Blick zu riicken und ihren theoreti-
schen Ort zu diskutieren. ,

Der Beitrag beginnt mit einer Darlegung, warum gingige theoretische Ansitze
der Internationalen Beziehungen fiir die Erklidrung der franzosischen Afrikapolitik
ungeeignet sind. Dazu werden die politischen und 6konomischen Kosten der fran-
zOsischen Afrikapolitik ausfiihrlich vorgestellt, um zu belegen, da die Kategorie
des Interesses nicht hifreicht, Umfang und Art des franzosischen Erigagements in
den frankophonen Staaten Afrikas zu erklédren. Die dann in drei Schritten dargebote-
ne Erkldrungsalternative beinhaltet zunichst eine Erlduterung des Habituskonzepts
(3.1) und daran anschliefend eine kurze Diskussion der Stellung dieses Konzepts
innerhalb der in jiingerer Zeit vermehrt diskutierten »reflexiven« oder »konstruktivi-
stischen« Ansitze der Internationalen Beziehungen. Die Anwendung des Konzepts
besteht dann in der Darstellung der Eckpunkte des »postkolonialen Habitus« der
politischen Klasse Frankreichs, bezogen auf das politische Feld der franzosisch-
afrikanischen Beziehungen (3.2). Eine exemplarische Skizze der institutionellen
Vielfalt der mit den Beziehungen Frankreichs zu den postkolonialen frankophonen
Staaten Afrikas befafiten Institutionen (4.1) leitet dann iiber zum Phinomen der Pa-
trimonialisierung dieser Beziehungen durch klientelistische Netzwerke (4.2). Der
Beitrag endet mit einer kurzen Einschitzung der Entwicklungsperspektiven dieses
politischen Feldes und einer kritischen Bewertung der theoretischen Implikationen
der dargebotenen Erkldrung.?

2. Frankreich und Afrika — eine Frage des Interesses?
Das besondere Engagement Frankreichs in den frankophonen Staaten Afrikas wird in

Darstellungen der franzdsischen Auflenpolitik gemeinhin mit den »&konomischen
Interessen der Metropolen« (Dankert 1989: 244), als Reservierung eines »postkolo-

- nialen Jagdgebiet{s]« (Woyke 1987: 158) aus »unterschiedlichen Interessen« (Gros-

ser 1986: 11) erklart, ohne diese Hinweise in explizite theoretische Entwiirfe einzu-
binden. Doch auch gingige Theorien der Internationalen Beziehungen sind nicht

2 Die »empirische Basis« dieser Studie besteht neben wenigen Primirquellen nahezu aus-
schlieflich aus Sekundirliteratur. Die Gewadhrung eines zweimonatigen Forschungssti-
pendiums durch das »Maison des Sciences de 'Homme« in Paris hat neben dem Studium
der Literatur die Moglichkeit er6ffnet, in Gesprichen mit anderen Wissenschaftlern,
Journalisten und Amtstrigern Vorstellungen und Einschdtzungen zum Thema einzuho-
len und zu diskutieren. Dank gebiihrt Michael Girard, Roland Marchal (Paris), Rolf Rau-
schenbach (St. Gallen), Thomas Lewis (Seattle) und Jens Siegelberg (Hamburg) fiir ihre
kritischen Kommentare zu friitheren Versionen. Ebenso haben drei anonyme Gutachter
und die Herausgeber der ZIB mit ihren Kommentaren zur Verbesserung des Textes bei-
getragen. :
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geeignet, eine iiberzeugende Erkldrung der Entwicklung und der Gestalt der franzo-
sischen Afrikapolitik zu liefern. Diesen Ansitzen zufolge ist AuBlenpolitik zielge-
richtetes, vor allem staatliches Handeln, das im wesentlichen mit der Kategorie des
Interesses zu erkléiren sei. Jeweils konkreten Préferenzen folgend versuchen dem-
nach politische Akteure, Nutzen zu optimieren, sie kalkulieren dabei entsprechen-
des Handeln anderer Akteure und setzen so die ihnen zur Verfiigung stehenden Mit-
tel strategisch ein, um bestimmte Ziele zu erreichen. Solche Erklédrungen rekur-
rieren auf den Begriff des »Interesses« als Kernkategorie fiir das Verstindnis
politischen Handelns. Demnach sind Interessen intentionale Bezugnahmen, die sich
in zweckrationalen Handlungen jeder Art von Akteuren duBern. Politik 146t sich
dann als Resultat zweckrationalen Handelns rekonstruieren. Wie im folgenden ge-
zeigt werden soll, ist der Rekurs auf zweckrationale Interessenverfolgung jedoch
nicht ausreichend, die offensichtliche »Irrationalitit« franzosischer ‘Afrikapolitik zu
erkldren, mit grofem politischem und finanziellem Aufwand wirtschaftlich und poli-
tisch wenig ertragreiche Beziehungen zu frankophonen Staaten Afrikas zu privile-
gieren.

Das konstatierte MiBverhéltnis ist in Frankreich seit dem Beginn der Dekolonisa-
tionsphase Gegenstand politischer Kontroversen: Bereits in den fiinfziger Jahren
formierte sich unter dem Begriff des »Cartierisme« eine radikale wirtschaftsliberale
Kritik an den hohen Kosten des kolonialen Projekts und seiner geringen wirtschaftli-
chen Bedeutung (vgl. Grosser 1986: 161).3 Die Verteilungspolitik der offentlichen

Entwicklungshilfe hat ebenfalls seit langem Bemiihungen hervorgerufen, die fran-.

zdsische Entwicklungspolitik zu rationalisieren. Gerade im franzosischen Schatz-
amt werden die retardierenden Wirkungen der kolonialen Vergangenheit fiir die Im-
plementierung einer effizienteren Politik seit Beginn der achtziger Jahre deutlich
thematisiert und eine rationalere Ausrichtung eingefordert (Laidi 1989: 315).4 Als
ein erster Schritt in diese Richtung wurde allgemein die Abwertung des Franc-CFA
im Jahr 1994 gewertet, der mit dem franzosischen Franc gekoppelt ist. Diese mogli-
che Trendwende 148t gleichwohl unerklért, warum iiber einen Zeitraum von iiber
dreiflig Jahren eine kostentréichtige, politisch aber wenig ertragreiche Politik unter
verschiedenen Regierungen und Présidenten mit beachthcher Kontinuitit fortge-
fithrt wurde.

Versucht man beispielsweise, die franzosische Afrikapolitik in den Begrifflich-
keiten der Tradition des Realismus zu erkldren, so stoBt dies auf eine Reihe von

3 Unter nationalokonomischen Gesichtspunkten ist der franzosische Kolonialismus schon in
den 30er Jahren dysfunktional geworden. Genau in dieser Phase bildete sich in Frank-
reich jedoch der »koloniale Konsens« heraus, der — abgesehen von der Kommunisti-
schen Partei — alle politischen Gruppen der Vierten Republik umschlofi. »Tatsdchlich
148t sich hier eine Uberlagerung historischer Zeiten beobachten« (Marseille 1984: 370).
Gilbert Ziebura (1971: 127) zufolge beruhte bereits die gesamte franzosische koloniale
Expansion auf »Mythen, erstaunlichen Irrationalitéten« und kostete die Nation von Anbe-
ginn an mehr als sie einbrachte (Ziebura 1971: 118).

4 Zu solchen Empfehlungen sind auch jene Kommissionen gelangt, die im Regierungsauf-
trag eine kritische Evaluierung der Entwicklungspolitik vorgenommen haben.
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Schwierigkeiten, die zusammengenommen die Inadiquanz eines solchen Er-
kldrungsversuchs belegen. Auflenpolitik folgt gemaB einer Variante neorealistischer
Theorie dem »nationalen Interesse« am »Uberleben« eines Staates (Waltz 1979:
91). Unter Beriicksichtigung der Stellung im internationalen System lasse sich dann
die politische Strategie eines Staates ableiten: »The appropriate state action is calcu-
lated according to the situation in which the state finds itself [...]. Each state chooses
its own policies. To choose effectively requires considering the ends of the state in re-
lation to the situation« (Waltz 1979: 134).

AuBenpolitik ist damit wesentlich das Resultat zweckrationalen Handelns eines
Staates als kollektiver Akteur. Von diesem grundlegenden Verstindnis weicht auch
die Miinchner Schule des Neorealismus nicht ab,5 auch wenn hier der Einflu nicht-
staatlicher Akteure explizit Beriicksichtigung erfidhrt. Unter den Interessen, die
auflenpolitisches Handeln bestimmen, gibt es nach dieser Schule gleichwohl »tran-
sepochal analog bleibende typische auBenpolitische Grundinteressen der Staaten«
(Kindermann 1986: 112), unter ihnen das »Selbsterhaltungsinteresse« an erster
Stelle. Dazu treten weitere: »Staaten verfolgen gleichzeitig eine Fiille auBenpoliti-
scher Interessen von unterschiedlicher Rangordnung, die trotz gelegentlicher innerer
Widerspriiche zumeist einen rational strukturierten Zusammenhang von Zielvorstel-
lungen ergeben« (Kindermann 1986: 113). Diese Ziele wirken dann fiir Staaten, un-
ter Abschiitzung »wahrgenommener Erfordernisse und Chancen«, handlungsleitend
(Kindermann 1986: 109).

Wie im folgenden gezeigt werden soll, ist eine Interpretation der franzésischen
Afrikapolitik in diesen Begrifflichkeiten aus mehreren Griinden nicht befriedigend.
Es konnte zwar zunéchst als schliissige Strategie Frankreichs erscheinen, unter Aus-
nutzung der Abhingigkeiten der ehemaligen Kolonien den Status einer »mittleren
Macht« auf internationaler Ebene zu bewahren und auszubauen, und die 6konomi-
schen und politischen Vorteile zu maximieren, die sich aus dieser Zwischenstellung
ergeben. Eine Kosten-Nutzen-Analyse der franz6sischen Afrikapolitik kommt. je-
doch zu einem anderen Ergebnis: Die Politik, die die Regierungen der Fiinften Re-
publik auf dem afrikanischen Kontinent verfolgten, wirkt eher wie ein historisches
Nachhinken, nicht wie eine rational gesteuerte Strategie zur Sicherung der eigenen

" Position im internationalen System und zur Mehrung politischer und 6konomischer

Machtmittel.

Auch die bipolare Grundstruktur des internationalen Systems, gemi etwa der
neorealistischen Theorie die entscheidende Bedingung fiir die Ausrichtung der
AuBenpolitik nach 1945, spielte im Fall der franzésischen Afrikapolitik nur eine
marginale Rolle. Frankreichs Politik war zwar insofern an der Grundstruktur des
Ost-West-Konflikts orientiert, als die Bewahrung der Einflusphire sich sowohl ge-
gen perzipierte sowjetische wie US-amerikanische Ansinnen richtete (vgl. Cum-
mings 1995: 384). Deutlich ist das Bemiihen erkennbar, dieses politische Feld zu

5 Zu Gemeinsamkeiten und Differenzen neorealistischer Ansitze vgl. Meier-Walser
(1994) und Ziirn (1994).
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monopolisieren, eine Strategie, die von anderen westlichen Staaten toleriert und im
Konfliktfall auch unterstiitzt wurde.

Der tibergeordnete Sinn dieses Engagements ist jedoch nicht erkennbar, denn der
tatséichliche politische Nutzen der Privilegierung dieser Beziehungen fiir Frankreich
ist gering. Bereits das vielbemiihte Argument des fiir Frankreich vorteilhaften Ab-
stimmungsverhaltens der frankophonen Staaten Afrikas in internationalen Gremien
hilt einer Uberpriifung nicht stand. Einmal abgesehen davon, daf die mehr als
dreiBig militdrischen Interventionen Frankreichs im postkolonialen Afrika und das
daraus resultierende Image des »Gendarm Afrikas« Frankreich im internationalen
Umfeld mutmaBlich mehr Sympathien gekostet als eingebracht haben, beweist
schon die oberflidchliche Analyse der Abstimmungen in der UN-Vollversammlung,
wie gering der Einflul Frankreichs auf seine ehemaligen Kolonien in dieser Hin-
sicht gewesen ist. Selbst in Abstimmungsfragen, die unmittelbar das »Interesse
Frankreichs« beriihrten,6 weichen die Voten der vermeintlich dependenten Staaten

nahezu ausschlief§lich von den franzosischen »Vorgaben« ab (vgl. Briine 1995: 83). .
Die These des »Erkaufens« dieser Stimmen durch die Privilegierung ihrer Regie-

rungen steht in offenem Widerspruch zu den »harten Fakten«.

Auch die Analyse der wirtschaftlichen Beziehungen Frankreichs zu den franko-
phonen Staaten Afrikas widerspricht der Unterstellung, Frankreichs Afrikapolitik
sei an einer rationalen Kosten-Nutzen-Abwigung orientiert gewesen. Zunichst ein-
mal verweist eine Vielzahl von Autoren auf die hohen Opportunititskosten der
Aullenwirtschaftspolitik Frankreichs gegeniiber Afrika.” Sie stimmen darin iiberein,
daB eine andere Akzentuierung gerade der iiber das Entwicklungsministerium ver-
teilten Gelder fiir die Exportinteressen Frankreichs deutlich giinstiger gewesen
wiiren. So ergibt sich auch aus den wirtschaftlichen Verbindungen Frankreichs zu
den postkolonialen frankophonen Staaten Schwarzafrikas kein plausibles Argument
fiir die Kontinuitét der relations privilegiées, weil die addierten Kosten aus dem Er-
halt des Wihrungsverbunds, den Leistungen der Entwicklungshilfe und dem inten-
siven sicherheitspolitischen Engagement in keinem Verhéltnis zu den gewonnenen
wirtschaftlichen Vorteilen stehen. Allein die Summe der Leistungen der Entwick-
lungshilfe, nach géngiger Interpretation durchaus als Instrument der »Interessen-
wahrung« aufzufassen, iberstieg in jedem Jabr der postkolonialen Geschichte den
aus dem AuBenhandel mit diesen Léindern erwirtschafteten UberschuB. Eine Umori-
entierung der Dritte-Welt-Politik wire deshalb gemif eines »rationalen« Politikver-
stindnisses im »wohlverstandenen« Interesse Frankreichs gewesen.

Eine Erkldrung des Erhalts der relations privilegiées zwischen Frankreich und
den frankophonen Staaten Afrikas aus dependenztheoretischer Perspektive ist des-
halb ebenso wenig liberzeugend. Diesem Ansatz zufolge beruht die politische Hal-

6 Dies gilt etwa fiir die Frage nach dem Status der iiberseeischen Territorien und Depart-
ments Frankreichs oder nach der Berechtigung franzosischer Atomtests im Pazifik (vgl.
die Ubersicht in Briine 1995: 83).

7 So etwa Bayart (1984: 97) und Chafer (1992: 44f). Jacques Adda und Marie-Claude
Smouts (1989: 61) iibertiteln das entsprechende Kapitel ihrer Analyse der franzosischen
Stidpolitik »ein schlecht verstandenes Interesse«.
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tung gegeniiber abhingigen Staaten im wesentlichen auf dem Interesse am Erhalt
der fiir die Metropolen 6konomisch vorteilhaften Beziehungen (vgl. dos Santos

+ 1972). Eine entsprechende Einschétzung der franzdsischen Afrikapolitik als »neo-

koloniale Strategie« (vgl. Martin 1985: 189) hlt jedoch einer ndheren Betrachtung
der wirtschaftlichen Beziehungen nicht stand. Die »Franc Zone, jene Gruppe afri-
kanischer Staaten, deren Wihrung direkt an den franzdsischen Franc gekoppelt ist,
erhilt rund 60 Prozent der 6ffentlichen bilateralen Entwicklungshilfe Frankreichs.
Der Handel mit dieser Landergruppe erbringt aber nur rund 20 Prozent des Auflen-
handelsiiberschusses Frankreichs mit Afrika, wie die durchaus reprisentativen Zahlen
fiir 1995 zeigen. Eine Umlenkung der 6ffentlichen Mittelvergabe in andere Staaten
oder Regionen verspréiche eine weitaus hdhere Profitabilitit:

Tabelle 1: Aufienhandelsiiberschiisse Frankreichs aus dem Handel mit ausgewdhlten
afrikanischen Lindern und an diese vergebene Entwicklungshilfe 19958

Handelsiiberschufl 1995 | 1995 erhaltene Entwicklungs-
(in Mrd. FF) hilfe (in Mrd. FF)
Afrika gesamt 23,7 18
Maghreb 9,4 2,5
Agypten 4,7 2,0
, - Stidafrika 1,8 : 0,02
Franc-Zone 5,1 11,0

Allein der franzosische Auenhandel mit Agypten ist demnach annihernd so loh-
nenswert wie die Handelsbeziehungen mit dem frankophonen Afrika. Nimmt man
zu den Aufwendungen der Entwicklungshilfe die Kosten fiir den Erhalt der
Wihrungsstabilitiit in der Franc-Zone und fiir die sicherheitspolitische Zusammenar-
beit hinzu, wird die Fixierung der 6ffentlichen Mittelzuwendung auf die frankopho-
nen Staaten Afrikas erst recht unverstindlich.

Die Stiitzung konomischer Interessen als verborgenes Motiv fiir den Erhalt privi-
legierter Beziehungen wird auch durch die Analyse der Bedeutung franzdsischer
Direktinvestitionen nicht bestitigt. Franzosische Unternehmen unterhalten ca. 300
Tochterfirmen und Beteiligungen innerhalb der Franc-Zone. Diese Investionen kon-
zentrieren sich zudem auf wenige Linder, nimlich Céte d'Ivoire, Gabun, Congo,
Senegal und Kamerun. Zwar sind es auch diese Staaten, die den Lowenanteil der
franzosischen Entwicklungshilfe absorbieren. Im Vergleich zu anderen Regionen
stehen Hohe und Profitabilitit der dortigen Investitionen jedoch in keinem Verhiltnis
zum entwicklungspolitisch betriebenen Aufwand:

8 Quelle: Rapport Prouteau (1996: 24-28); Gharbi (1996: 99).
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Tabelle 2: Franzdsische Direktinvestitionen (private Direktinvestitionen und Darle-
hen) in ausgewdhlten Lindern und Regionen 1987-1992 (in Mrd. FF)°

Jahr 1987 1988 1989 1990 1991 - 1992
Welt 276 311 436 564 672 774
OECD 237 . 216 - keine Angaben (k.A.) ------
Lateinamerika 14,4 12,7 15,5 14,9 19,6 23,8
Maghreb 1,5 1,4 1,5 2,4 1,6 3,1
Franc-Zone 6 6,6 6,6 8,4 10 7,6
Cote d'Ivoire 1,9 1,2 1,7 1,7 1,9 1,5
Gabun 1,2 1,1 1,1 3,8 44 2,8
Kamerun 1,3 2,6 0,8 1,5 1,3 1,2
Senegal 0,6 0,5 1,5 0,5 0,5 0,8
Siidkorea 0.4 0,7 0,7 0,9 1 1,4
Indonesien k.A. k.A. 0,3 2,2 2,7 2,8
Mexico 0,4 0,7 0,9 1,1 1,3 1,3 »

Zwar fallen die Summen franzosischer Direktinvestitionen in den frankophonen
Staaten Afrikas im Vergleich zu denen anderer westlicher Staaten hoch aus, im
Vergleich zu den Direktinvestitionen Frankreichs in anderen Weltregionen sind sie
aber keineswegs bedeutend. Ein dhnlicher Befund ergibt sich aus der Analyse der
Gewinne aus diesen Direktinvestitionen (vgl. Tabelle 3). Direktinvestitionen in den
frankophonen Staaten Afrikas sind deutlich unrentabler als andere. Die franzdsische
Entwicklungspolitik hat demnach allenfalls die Interessen einer kleinen Kapital-

Tabelle 3: Gewinne aus franzdsischen Direktinvestitionen 1987-1991
nach Regionen (in Mrd. FF)10

Jahr ‘| 1987 1988 1989 1990 1991
OECD 9 18,3 19,8 18,3 171
Lateinamerika 0,9 1,6 1,4 0,6 1,3
Maghreb 0,13 0,1 0,2 0,3 0,2
Franc-Zone 0,2 -0,2 -0,2 -0,2 04

9 Quelle: Banque de France, zit. nach Kréigenau (1996: 986-991).
10 Quelle: Banque de France, zit. nach Krégenau (1996: 986-991).
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fraktion privilegiert,!! die nun in Zeiten wachsenden internationalen Wettbewerbs
die Folgen der Vernachldssigung dynamischerer Mirkte zu spiiren bekommt.

- Eine am Konzept zweckrationaler Interessenverfolgung orientierte Erkldrung der

franzisischen Afrikapolitik miifite also deutlich machen kénnen, wie es Partikular-
interessen gelingt, staatliche AuBenpolitik in ihrem Sinne entscheidend zu beein-
flussen, Fiir die Dominanz partikularer Interessen in auBenpolitischen Feldern bieten
nun liberale Versionen einer rationalistischen Auffassung internationaler Politik Er-
kldarungsansitze. In der verschiedene Traditionen zusammenfiihrenden Fassung ei-
ner liberalen Theorie internationaler Politik von Andrew Moravcsik (1992: 10)
etwa wird staatliches Handeln auf die »Natur und Konfiguration« von Priferenzen
von Regierungen zurtickgefiihrt, die wiederum wesentliche Segmente ihrer Gesell-
schaften représentieren. Zentrale Akteure sind hier Regierungen, »die eigene Inter-
essen formulieren und selbstéindig Handlungsweisen auswihlen konnen, gleichwohl
bei der Realisierung der eigenen Interessen sowohl die Interessen anderer Regierun-
gen als auch die Interessen gesellschaftlicher Gruppen beriicksichtigen miissen«
(Zangl 1994: 281).

Zwar wird in dieser Konzeption eingeriumt, daf} eine unvollstéindige Représenta-
tion der Interessen sozialer Gruppen in der Politik eines Staates eine Verformung
dieser Politik in Richtung des Interesses einzelner Gruppen ermégliche. Diese Ein-
lassung dient in erster Linie zur Erklidrung des Zustandekommens imperialistischer
Politik, wie sie etwa Jack Snyder (1991) in »Myths of Empire« vorgelegt hat. Der Er-
folg des Mythos von der Notwendigkeit imperialer Expansion basiert dieser Er-
kldrung zufolge auf dem erfolgreichen »logrolling« partikularer Interessen in politi-
schen Koalitionen. Am wahrscheinlichsten sei die Entwicklung imperialistischer
Politik in politischen Systemen, in denen Ressourcen in den Hinden weniger Grup-
pen konzentriert seien. In demokratischen Systemen stiinden einem solchen »log-

~ rolling« jedoch die stéirkere Diffusion politischer Macht und das gréfere MaB der

Représentation verschiedener Interessen entgegen (Snyder 1991: 31). In modernen
demokratischen Verfassungsstaaten 16sen einer liberalen Konzeption zufolge De-
mokratisierungsprozesse und soziale Angleichung die ideologischen Fundamente
solcher »aggressiven« Politiken des 19, Jahrhunderts auf (Moravcsik 1992: 25).

So iiberzeugend dieser Erkldrungsansatz fiir die Entstehung imperialistischer Ex-
pansion und das Arretieren von Interessenkoalitionen ist, so wenig vermag er zu er-
hellen, wieso kostentrichtige, imperial anmutende Praktiken trotz heftiger Kritik
und expliziter Reformversuche!? in einem demokratischen System Jahrzehnte iiber-

11 Dies betrifft neben dem bis 1994 staatseigenen Olkonzern Elf-Aquitaine und franzosi-
schen Beteiligungen in Bergbaukonsortien vor allem Unternehmen der Dienstleistungs-
branche. Hauptunternehmen sind Bouygues (Bauten), Bolloré international (Zigaretten,
Transport), Shaeffer (Textil), Saga (Transport), Rougier (Holz) und Unternehmen der
Tourismusbranche wie Nouvelles fronti¢res, Club mediterannée (Club-Tourismus) und
Accor (Hotel) (vgl. Suret-Canale 1987).

12 Vergeblich versuchte zum Beispiel der neue sozialistische Entwicklungshilfeminister
Jean-Pierre Cot nach dem Machtwechsel 1981 eine Anderung der postkolonialen Prakti-
ken zu erreichen (vgl. Wauthier 1995: 452-454).
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dauert haben. Zwar wird in einer liberalen Theorie internationaler Beziehungen
grundsiitziich die Moglichkeit der Dominanz partikularer Interessen auch fiir demo-
kratische Systeme eingeriumt. Voraussetzung hierfiir sei aber innergesellschaftlich
die ungleiche Verteilung von Ressourcen (Moravesik 1992: 18). Einmal abgesehen
davon, daf sich diese Moglichkeit sicher nicht aus jeder Ungleichverteilung ergibt,
erscheint eine solche Erkldrung fiir den vorliegenden Fall angesichts der geringen
relativen Bedeutung der betroffenen Kapitalfraktion unplausibel.!3

Eine Erkldrung der franzosischen Afrikapolitik in den Begrifflichkeiten-des 6ko-
nomischen oder politischen »Interesses« scheitert an Befunden iiber zentrale Merk-
male dieses politischen Feldes. Erklirungen der franzosischen Afrikapolitik, die
sich auf dieses. dominante Verstindnis auBenpolitischen Verhaltens stiitzen, be-
haupten eine Rationalitit, die der Sache nicht eigen ist. Sie vermodgen den Wider-

spruch zwischen der Hohe der politischen und 6konomischen Kosten der relations
privilegiées und ihrem zweifelhaften Nutzen nicht aufzuldsen. So muB unerklirt

bleiben, wie es einer vergleichsweise unbedeutenden Gruppe Skonomisch Interes-
sierter gelingen konnte, Mittelfliisse und politische Schwerpunktsetzungen durchzu-

setzen, obwohl diese Politik nicht nur innen- und aulenpolitisch heftige Kritik pro- -
vozierte und zugleich wiederholt in delegitimierende Skandale miindete, sondern .

auch zur Vernachléssigung weitaus lohnenderer Alternativen fiihrte.

Eine aus géngigen Theoremen der Internationalen Beziehungen konstruierte Er-
klarung der franzdsischen Afrikapolitik widerspricht der von diesen Theorierichtun-
gen gemeinhin als »Fakten« anerkannten Gegebenheiten. Gleichwohl ist die franzé-
sische Afrikapolitik nicht »pathologisch«. Eine zusammenhingende, wissenschaft-
liche Erkldrung der Hauptmerkmale dieses politischen Feldes ist moglich. Eine
solche Erklarung mufl auf mehr als auf die Kategorie des am Interesse orientierten
zweckrationalen Handelns zuriickgreifen.l4 Die im. folgenden prisentierte Skizze
stellt zur Erkldrung dieser »Irrationalitit« vor allem auf den Begriff des »postkolo-
nialen Habitus« ab. Diese Kategorie stellt die rationalistische Auffassung interna-
tionaler Politik nicht grundsitzlich in Frage, sondern soll zur Erklirung solcher
Liicken beitragen, die durch die vorliegenden Entwiirfe und ihre Rationalititsauf-
fassungen nicht abgedeckt werden konnen. Denn der Begriff des postkolonialen
Habitus rationalisiert ebenfalls, er iiberwindet aber Probleme, die mit den in Theorien
der internationalen Beziehungen gingigen Verstdndnissen von Rationalitit verbun-

13 In der Terminologie der von Bernhard Zang! (1994: 297) vorgeschlagenen Konzeptuali-
sierung formuliert miifite demnach nachgewiesen werden, worauf die Durchsetzungs-
chance einer »Veto-Position« sozietaler Interessen beruht.

14 Auch das von Michael Ziirn (1992: 125) in die Debatte eingefiihrte Konzept »subjektiver
Rationalitit« bietet hier keinen hinreichenden Ausweg. Nach diesem Konzept miissen
Akteure in der internationalen Politik weder vollstindig egoistisch noch vollstindig ra-
tional sein. »Irrationalititen«, die nicht dem allgemeinen Erkldrungsmodell zweckratio-
nalen Handelns zuzuordnen sind, sind diesem Ansatz zufolge zwar in Krisensituationen
moglich. In sich wiederholenden Situationen — und dies wire fiir den langen Zeitraum
franzsischer Afrikapolitik zu behaupten — bildeten sich jedoch rationale Verhaltensmuster
heraus (Ziirn 1992: 234).
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den sind. Mit der Kategorie des Habitus ist einerseits ein Vorschlag verbunden, wie
der Entstehungszusammenhang der Rationalitit von Akteuren bestimmt werden

- kann, und unter welchen Bedingungen die Anteile nicht-zweckrationalen Verhal-

tens staatlicher Akteure nicht von zweckrationalen Handlungsmustern aufgeldst
werden. Der Habitusbegriff soll also als Beitrag verstanden werden, Antworten auf
Fragen zu geben, die sich auf die Grenzlinie zwischen rational und irrational anmu-
tendem Verhalten staatlicher Akteure beziehen (vgl. Ziirn 1992: 129-130) und zu-
gleich eine Antwortrichtung fiir die »sozialwissenschaftlich so wichtige[n] Frage
[...], wie und weshalb soziale Akteure bestimmte Interessen entwickeln« (Ziirn
1994: 321) andeuten.

3. Der postkoloniale Habitus

Offenbar kommt eine biindige Erkldrung der Politik Frankreichs zu den frankopho-
nen Staaten Afrikas nicht ohne Hinweis auf die Geschichte, auf die Historizitét dieser
Beziehungen aus. Zahllos sind deshalb die Verweise, in denen die Besonderheiten
dieser Bezichungen mit »historical constraints« (Cummings 1995: 389), mit »histo-
rical elements« (Martin 1985: 207) erklirt werden sollen. Doch damit sind die theo-
retischen Fragen nicht gelost. Wie setzt sich »das historische Frbe« in politische
Entscheidungen, in Handeln der Akteure um, obwohl die Imperative dieser »Ge-
schichte« einer rational kalkulierten politischen Strategie widersprechen?

Die Erkérung eines solchen Widerspruchs sollte weniger Probleme bereiten,
wenn politische Akteure explizite Strategien entwickeln, in denen die eigene Inter-
pretation ihrer Geschichte umgesetzt wird. Dies ist aber im Falle der Afrikapolitik
Frankreichs ganz offenbar nicht der Fall. Weder habe Charles de Gaulle eine »veri-
table »doctrine africaine<« besessen (Mabileau/Quantin 1980: 54), noch weise die
Politik einer seiner Nachfolger eine zielgerichtete Geordnetheit auf. Die Afrikapolitik
Francois Mitterrands habe sich vielmehr »au jour le jour« entwickelt, »enracinée
dans I'habitude« (Médard 1994: 13f).15 Wenn aber eine solche explizite und bewul3-
te Strategie nicht verfolgt wird, wie verldngern sich dann »historische Strukturen«
ins Handeln der Akteure?

Diese Fragen berithren das in den Sozialwissenschaften zentrale Problem des
Verhiltnisses von Struktur und Akteur, nach Individunm und Gesellschaft (vgl.
Elias 1988).16 Wird Gesellschaft — und damit auch Politik — eher als von iiberindivi-
duellen Regeln geprigte Kontinuitét gedacht, wie dies in »strukturalistischen« An-
sétzen geschieht, dann stellt sich neben der Frage nach der Moglichkeit des Wan-
dels auch die danach, wie diese Strukturen ihren Weg in das konkrete Verhalten
reflexiver Akteure findet. Stellt man sich hingegen auf den theoretischen Stand-

15 Identische Bewertungen finden sich bei Bayart (1984: 103), Hibou (1995: 25) und Mar-
chal (1995: 903).

16 Vgl. die Hinweise in Dessler (1989) und Wendt (1987) sowie zu weiteren wissenschafts-
theoretischen Dimensionen auch Hollis (1995) und Reckwitz (1997).
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punkt des methodologischen Individualismus, so wird die Gleichformigkeit von
Verhalten und die Persistenz sozialer Tatsachen erkldrungsbediirftig.

Als Ausweg aus den ausufernden Debatten um diese Fragen bietet sich das Kon-
zept des »sozialen Habitus« des franzdsischen Soziologen Pierre Bourdieu an.17
Diese Kategorie soll der Vermitteltheit sozialer Beziehungen Rechnung tragen
(Bourdieu 1976: 186) und die Vereinseitigungen des methodologischen Individua-
lismus wie des deterministischen Strukturalismus aufbrechen. Ein sozialer Habitus
14t sich realtypisch formulieren, wie dies im folgenden, nach einigen theoretischen
Bemerkungen iiber die Kategorie des sozialen Habitus und seiner Stellung zur Dis-
kussion des Verhiltnisses von »Ideen« und Interessen, geschehen soll. Der postkolo-
niale Habitus bildet den Schliissel fiir eine rationale Erkldrung einer irrational an-
mutenden Politik. Seine kausal iibergeordnete Bedeutung ermoéglichte die

Chaotisierung der mit der franzosischen Afrikapolitik befafiten Institutionen und.
die Persistenz klientelistischer Strukturen, die sich in der kolonialen Spétphase her- .

ausbildeten und ihre fortdauernde Wirksamkeit bis in die Gegenwart behalten ha-

ben, wenn sie auch unter verdnderten dufieren Bedingungen Modifikationen erfuh-

ren.18

3.1. Pierre Bourdieus Konzept des sozialen Habitus!?

Mit dem intermedidren Begriff des sozialen Habitus will Bourdieu einerseits die
einseitig strukturalistische Auffassung auflosen, derzufolge die Analyse einer Ge-
selischaft sich im Aufspliren eines gegebenen Sets von Regeln erschopfe (Bourdieu
1986: 40). Andererseits sollen mit diesem Begriff die Vereinseitigungen eines me-
thodologischen Individualismus vermieden werden, die ein von sozialen Bedingt-
heiten abstrahierendes Verstindnis eines rein am rationalen Kalkiil orientierten Ak-
teurs supponieren miissen.

Der soziale Habitus ist der Bourdieuschen Konzeption zufolge das System von
Dispositionen eines Akteurs, der zugleich durch die Verteilungen sozialen, kulturel-
len und konomischen Kapitals, von vorgéingigen Erfahrungen und die Umwelt des
Subjekts geprigt ist. Er bestimmt aber auch, und damit bricht er die Unterscheidung
von Struktur und Akteur auf, die Praktiken eines Akteurs. Die Entstehung eines Ha-

17 Offenbar taucht der Begriff in Bourdieus Werk erstmals in einer Studie iiber das Heirats-
verhalten der Bauern seiner Heimatregion auf (Bourdieu 1962).

18 Die Bedeutung klientelistischer Bezichungen beschréinkt sich keineswegs auf das Feld
der franzosischen Afrikapolitik: »In Frankreich kann die Existenz dieser Biirokratien
nicht iiber die Dauerhaftigkeit persénlicher Bindungen wie Freundschaft, Loyalitét, Er-
kenntlichkeit oder Verwandtschaft hinwegtiduschen, die dlter als der moderne Staat sind
und die die Klientelwirtschaft — im weitesten Sinne — zu einem Transmissionsriemen der
Macht gemacht haben« (Vincent 1993: 163).

19 Die folgenden Ausfiihrungen kénnen einen theoretisch anspruchsvollen Begriff nur skiz-
zieren, nicht wirklich darlegen. Vgl. neben den angegebenen Schriften von Bourdieu
auch Bohn (1991) und Janning (1991).
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bitus verdankt sich Strukturen, er ist »zur Natur gewordene Geschichte« (Bourdieu
'1976: 171). Damit erklirt sich die Gleichférmigkeit des Verhaltens der Mitglieder
einer aus gleichen Umstinden erwachsenen Gruppe, deren Wahrnehmungs- und
Denkweisen eben in einem identischen Habitus verankert sind. Die Ubereinstim-
mung der Habitusformen einer Gruppe gewdahrleistet, dal trotz des Fehlens jedes
unmittelbaren Wechselspiels und expliziter Abstimmung des Verhaltens ihre Pra-
xisformen objektiv in Einklang stehen (Bourdieu 1976: 177).

Der »Habitus« ist deshalb nicht ein weiterer, blo zu »Akteur« und »Struktur«
hinzuzuaddierender Begriff. Vielmehr handelt es sich um eine logisch intermediére
Kategorie, die — wie Webers Begriff des »Ethos« — die Vermittlung zwischen
Struktur und Akteur, zwischen Subjektivem und Objektivem leisten soll: Der Habitus
ist das sozial strukturierte Schema der Wahrnehmung, und weil er in bewuBte und un-
bewuBlte Motive hineinwirkt, ist er auch strukturbildend. Er ist structure structurée
und structure structurante.20

Ein sozialer Habitus besteht aus einem Set internalisierter Normen, aus der impli-
ziten Ubernahme der sie verbindenden Regeln ebenso wie aus zeitlichen und rédumli-
chen Auffassungen. Er enthilt Muster der Wahrnehmung, die Wahrnehmungen als
Vorstellungen erst konstituieren, er bildet die Matrix der Interpretation, die be-
stimmte Bewertungen ausschlieBt und gewohnten den Vorzug gibt. Der Habitus
macht deshalb strategisches Handeln nicht unméglich, sondern schlieBt wie ein Filter
bestimmte Orientierungen aus und gibt anderen den Vorzug. Er wird zur zweiten
Natur und entwickelt sich infolge wiederholter Erfahrungen und dringt das Han-
deln eines Akteurs in eine bestimmte Richtung. Er gewihrleistet also die Reproduk-
tion der Strukturen, die ihn hervorgebracht haben. Er ermdglicht damit gewohn-
heitsméBiges und ebenso spontanes Handeln (vgl. Rist 1984). Gleichzeitig schildert
Bourdieu den Habitus als »Erzeugungsprinzip von Strategien, die es ermdglichen,
mit unvorhergesehenen Situationen umzugehen (Bourdieu 1976: 165). Die in dieser
skontrollierten Freiheit« hervorgebrachten Strategien des Habitus liegen aber stets
in den historischen und sozialen Grenzen seiner eigenen Erzeugung (Bourdieu
1987: 103f), denn der Habitus sucht Verhaltensweisen zu vermeiden, die Sanktio-
nen hervorrufen. Die neuen Strategien sind also neue, »unvorhergesehene« Praktiken
von begrenzter Verschiedenheit.

Ein sozialer Habitus 148t sich als Realtyp formulieren,2! wie dies etwa Norbert
Elias (1990) fiir den deutschen biirgerlichen Habitus entwickelt hat. Die Konstruktion
eines solchen Realtyps muB methodisch die Analyse beobachtbarer Praktiken mit
hermeneutischen Mitteln verbinden, um die Sinnbeziige der Akteure offenzulegen.

20 In diesem Sinne ist der Begriff auch keine »Erfindung« Bourdieus, sondern eher eine
Soziologisierung alter philosophischer Figuren, etwa Kants Schematismus-Begriff (vgl.
Kant 1956: B 181f). Zu den philosophischen Fundamenten dieser Figur und den sie be-
gleitenden, auch fiir den Habitus noch relevanten Problemen vgl. Heran (1987). Vgl.
auch Anthony Giddens' (1984: 25-28) Term der »duality of structure«, demzufolge
Strukturen sowohl als Medium wie Ergebnis sozialen Handelns aufzufassen sind. Zur
Diskussion allgemein siehe auch die Darstellung von Andreas Reckwitz (1997).

21 Zur heuristischen Funktion von Real- und Idealtypen vgl. Weber (1988a: 190f).
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Solche »Hypothesen der Zurechnung« von Sinnbeziigen (Weber 1988b: 437) werden
dann mit Hypothesen iiber kausale Addquanzen biindig gekoppelt.22 Eine solche
Konstruktion mufl dann die Entstehungsbedingungen eines Habitus plausibel mit
den aus ihm resultierenden Praktiken ins Verhéltnis setzen konnen (vgl. Bourdieu
1987: 104£),23 wie dies im folgenden in bezug auf den postkolonialen Habitus der
politischen Klasse Frankreichs geschehen soll. -

<

3.2. Die vier Eckpunkte des postkolonialen Habitus?*

Die Eckpunkte des postkoloni.é.llen Habitus der politischen Klasse Frankreichs erge-
ben sich aus der Analyse der Auerungen von Akteuren und den RegelmiiBigkeiten
ihrer tatsichlichen politischen Praxis. Schon die in mehr als einem Dutzend

Biichern und in unzihligen politischen AuBerungen Francois Mitterrands wieder-

auftauchenden Motive lassen sich realtypisch verdichten (vgl. Marchesin 1995;

Brot 1995). Sie zeigen eine iiberraschend deutliche Kongruenz zu den Vorstellungs-

welten Charles de Gaulles (vgl. Mabilaeu/Quantin 1980).

Der postkoloniale Habitus erklirt die »wahre Kontinuitit« der franzésischen

Afrikapolitik (Bayart 1984: 52), die von der Amtszeit des Uberseeministers
Francois Mitterrand in der Vierten Republik iiber dessen Prisidentschaft hinaus
reicht. Doch der postkoloniale Habitus beruht nicht allein auf personellen Konti-
nuitéten. Die politische Klasse Frankreichs ist insgesamt durch eine besondere Ho-
mogenitiit gekennzeichnet. Die »noblesse d'Etat« (Bourdieu 1989) ist trotz aller in-
neren Differenzen und Konkurrenzen durch einen stark ausgebildeten Korpsgeist
geprigt, der umfangreiche Tauschpraktiken des individuellen sozialen und 6kono-
mischen Kapitals erm&glicht (Bourdieu 1989: 239).25 Die Gemeinsamkeit des Ha-
bitus verdankt sich jedoch nicht allein dem beruflichen Alltag. Thr entspricht eine
iibergreifende lebensweltliche Kongruenz, die die soziale Herkunft, die besuchten
Schulen und Universitidten genauso wie die Wohnviertel und Freizeitaktivititen

22 Zu den Begriffen Sinn- und Kausaladiiquanz vgl. Max Webers (1988b) Aufsatz »Uber
einige Kategorien der verstehenden Soziologie«.

23 Die Relevanz eines »sozialen Habitus« im Sinne Elias' und Bourdieus ist natiirlich nicht
auf das politische Feld beschrinkt, sondern erstreckt sich auf die Gesamtheit der sozialen
Beziehungen seines Trigers. Die folgende Skizze ist in dieser Hinsicht weniger an-
spruchsvoll. Sie beschrinkt sich gleichsam auf einen Ausschnitt, nimlich auf jene
Aspekte, die fiir das politische Feld der Beziehungen Frankreichs zu Afrika relevant
sind. Inhaltliche Beriihrungspunkte hat die folgende Skizze mit David Chuters (1996: 1-9)
Konzept einer »Meta-Strategie« Frankreichs, die den interessenkonstituierenden Hinter-
grund der franzosischen Sicherheitspolitik bilde.

24 Die Bezeichnung »postkolonial« dient hier lediglich zur Abgrenzung einer Epoche. Sicher
wiirden sich zahlreiche Uberschneidungen zu einem noch zu konstruierenden »kolonialen«
‘Habitus ergeben, in dem aber die Reichsidee eine ungleich groBere Rolle spielen wiirde.

25 Fir einen Vergleich mit der politischen Klasse in Westdeutschland vgl. Beyme (1993:
105-120).
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umfafBt. Gleichwohl ist auch dieser Habitus einem Wandel unterworfen, der aller-
dings im Verhéltnis zu den beobachtbaren Kontinuitéten wihrend der Fiinften Repu-
blik bescheiden ausfallt.

Eckpunkte des postkolonialen Habitus bilden, neben der Politisierung des
Raumes, die Interpretation der franzosisch-afrikanischen Beziehungen in Begriffen
der Freundschaft, die eine Schutzverpflichtung impliziert, die Kulturalisierung des
Politischen und der Etatismus. Diese Eckpunkte des postkolonialen Habitus bilden je-
doch keine hierarchisch geordnete Priferenzliste. Sie stellen vielmehr einen implizi-
ten Begriindungs- und Bewertungszusammenhang dar, einen »Himmel« der Wahr-
nehmung und Bewertung. Sie sind aufeinander verwiesen, verstérken sich zuweilen
gegenseitig, liberlagern oder widersprechen sich gelegentlich in ihrer Geltung und
prégen sich in politischen Handlungen aus.

3.2.1.  Die Politisierung des Raumes

Im postkolonialen Habitus wird politische Macht in Begrifflichkeiten der Raum-
kontrolle definiert. Dabei vermischen sich zwei Formen der Politisierung des
Raumes: die moderne Idee der »Territorialitdt« (vgl. Ruggie 1993) und die koloniale
»Reichsidee« (Badie 1995: 20f), der die starren Grenzen der Territorialitdt noch
fremd sind. Diese Reste der Reichsidee sind unmittelbares Erbe der kolonialen Ver-
gangenheit. In das »historische Gedé#chtnis der Kolonialméchte [...] sind immer
noch die alten kolonialen Karten eingeschrieben« (Siegelberg 1994: 130). Eingelagert
in diese Vorstellung ist jedoch auch die Erfahrung der europiischen Kriege und die
Bedeutung, die die franzosischen Kolonien als Riickzugsraum und Reservoir von
Soldaten und Rohstoffen darin hatten.

Das mit der Dekolonisation aufkommende Dogma der Intangibilitit der postkolo-
nialen Grenzen, der territorialen Logik entsprechend, hat die politische Vorstellung
des Raumes zu einer Frage von Flichenabgrenzungen werden lassen. Das koloniale
Imperium wurde territorialisiert. Formell zerfiel es in »moderne« Staaten. Wegen
der fortdauernden Wirkkraft der Reichsidee blieb dieses territoriale Staatsverstéindnis
jedoch gebrochen — die Grenzen teilen nicht wirklich politische Réume, sondern
sind Teile eines in kulturellen Begrifflichkeiten als Einheit aufgefa3ten Ganzen, wie
dies in zahlreichen sprachlichen Wendungen zum Ausdruck kommt. Diese in fran-
zbsischsprachigen Darstellungen hiufig als »geopolitische Dimension« chiffrierte
Politisierung des Raumes spielte im Denken aller Présidenten der Fiinften Republik
eine erhebliche Rolle. Demnach ist die Vorstellung des Verlustes franzosischen
Einflusses im frankophonen Afrika notwendig mit einem Verlust der internationa-
len Machtposition verbunden (vgl. Marchesin 1995: 7f).

Die insbesondere in Militirkreisen ausgebildete Interpretation der politischen
Entwicklung in Afrika als Machtkampf zwischen »den Anglophonen« und Frank-
reich verweist auf die Verflechtung dieser Vorstellung mit der kulturalistischen In-
terpretation des Politischen (vgl. Bayart 1996: 35). Jede auBenpolitische Aktivitit
eines anglophonen afrikanischen Staates muf3 deshalb von den Trégern des postko-
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lonialen Habitus als potentiell bedrohlich empfunden werden.26 Nach den Auffas-
sungen vieler Beobachter war dieses Wahrnehmungsmuster ebenso entscheidend
fiir das Engagements Charles de Gaulles fiir das Sezessionsstreben Biafras (1966-
1969) wie fiir die umfangreichen Unterstiitzungsleistungen Frankreichs fiir das Ha-
byarimana-Regime wihrend des Biirgerkriegs in Ruanda (1990-1994). Galt es im
ersten Fall, das anglophone Nigeria als bevolkerungsreichsten und wirtschaftlich
stirksten Konkurrenten Frankreichs in der Subregion Westafrika zu schwiichen, so
wurden im zweiten Fall die aus Uganda vordringende Rebellion als »anglophoner«
Anschlag auf einen frankophonen Staat wahrgenommen, der noch dazu von einer
mit Prisident Mitterrand befreundeten Familie regiert wurde (Agir ici — Survie
1996: 230). Die gleiche Wahrnehmung prigte auch das Verhalten Frankreichs
wihrend des Krieges in Zaire 1996/97.

3.2.2.  Freundschaft und Verwandtschaft

Nicht allein aus den vielfiltigen personlichen — aber nicht durchgéngig klienteli-
stisch strukturierten — Beziehungen, sondern ebenfalls aus konkreten Erfahrungen
speist sich die im postkolonialen Habitus prominent zu setzende Wahrnehmung der
franko-afrikanischen Beziehungen als durch »Freundschaft« und »Verwandtschaft«
bestimmt.2? Die insgesamt hohe Bedeutung sozialen Kapitals unter den Eliten der
politischen Systeme Frankreichs28 erstreckt sich auch auf die Zirkel franko-afrikani-
scher Politik, mit den daraus resultierenden Loyalitéiten bis zur Unterstiitzung im
militdrischen Konfliktfall. Hier konvergieren die Personalisierung des Politischen
in den neopatrimonialen Systemen Afrikas (vgl. Abschnitt 4.2) und die hohe Be-
deutung sozialen Kapitals innerhalb der politischen Klasse Frankreichs. Die kliente-
listischen Netzwerke, zu denen sie zusammenflieBen, bilden das strukturelle Aqui-
valent dieses Habituselements, in dem die Grenze zwischen Freundschaft und
Verwandschaft verschwimmt: Die »erweiterte Familie«, soziale Grundstruktur afri-
kanischer Gesellschaften (Schlichte 1996: 72-81), ist auch international erweiterbar.

Die Begrifflichkeiten der Freundschaft durchziehen dariiber hinaus den offiziel-
len Diskurs (vgl. Marchesin 1995: 13f) in einem Ausmaf, das tiber bekannte For-
meln wie der »deutsch-sowjetischen« oder »deutsch-amerikanischen« Freundschaft
hinausgeht. Sie reichen von der noch eher distanzierten Bekundung der »généro-

26 Unter dem Schlagwort »Fachoda-Komplex« verweisen einige Autoren auf noch weiter
zuriickliegende Ereignisse, die, symbolisch iiberhoht, gleichwohl fiir das Zustandekom-
men der Wahrnehmungsweisen bedeutsam wurden. Britische Truppen zwangen eine
franzosische Einheit 1889 die im nordlichen Sudan gelegene Stadt zu réumen und been-
deten damit die Ausdehnung des franzosischen Kolonialbesitzes in Afrika nach Osten.
Ins kollektive Gedéchtnis schrieb sich dieses Ereignis als peinliche und peinigende Nie-
derlage gegeniiber dem imperialen Konkurrenten ein.

27 Eine eingehende Interpretation liegt hierzu von Médard (1994) vor.

28 Vgl. Suleiman (1978); Cohen (1980).
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sité« General de Gaulles bis zu den romantisierend-sentimentalen Ansprachen
Valéry Giscard d'Estaings anliflich eines Staatsbesuchs in der Zentralafnkamschen
Republik: ‘

»Bonjour, monsieur le Président a vie, salut terre d'Afrique, salut & vous Africaines et
Africains, qui étes les amis de mon cceur et que je suis venu visiter chaque fois que j'ai pu
le faire. C'est un grand jour pour moi que celui oll je peux vous apporter non seulement
mon salut personnel, mais le salut de la France, dont je suis le président [...]. Croyez
bien, monsieur le Président & vie, mon cher parent et ami, que la France ressent profondé-
ment cette solidarité envers la République centrafricaine, qui, sous votre autorité s'est en-
gagée dans une action en profondeur de développement économique, culturel et humain«
(Giscard d'Estaing, zit. nach Wauthier 1995: 302).29 -

Jenseits der Bekundungen schligt sich die »Freundschaft« institutionell nieder.
Sie beeinflult Entscheidungen iiber Mittelfliisse und militdrische Interventionen,
iiber Mitgliedschaften und Griindungen internationaler Organisationen. Rhetorisch
aber wird der Rekurs auf die Freundschaft, wenn die Bevorzugung bilateraler Ent-
wicklungszusammenarbeit gegeniiber multilateralen Institutionen begriindet werden
soll, wie dies in einer Aussage Jacques Chiracs deutlich wird:

»Pourquoi avoir privilégié dix ans l'aide multilatérale par rapport a 'aide bilatérale? Ce
n'est pas raisonnable. [...] Entre deux pays qui se connaissent et qui s'aiment, le bilatéral
doit I'emporter sur le multilatéral qui est trop bureaucratique, trop anonyme, moins adap-
té« (Chirac, zit. nach Jeune Afrique, 13.8.1992: 23)

Weil die postkolonialen Staaten immer als schwache Institutionalisierungen auf-
gefallt wurden, und weil die beteiligten afrikanischen Akteure keineswegs als Frem-
de, sondern als »Freunde« gelten,30 war und ist die »Intervention« in die politischen
Geschehnisse immer als Stabilisierung aufgefat worden. Die Schutzverpflichtung
taucht deshalb auch regelmiBig als Legitimierung franzosischer Interventionen auf,
Sie erklért auch das Bestreben, das frankophone Afrika aus der Dynamik des Ost-
West-Konflikts herauszuhalten.

Dies dufiert sich auch in den wiederholt auftauchenden Aussagen franzos1scher
Politiker, ohne die franzosische Unterstiitzung wiirden die meisten afrikanischen

29 Valéry Giscard d'Estaing entwickelte unter den Prisidenten der Fiinften Republik sicher
die engsten personlichen Beziehungen zur afrikanischen Politik (Bach 1984: 13). Thm
wurden vom Présidenten und spiteren Kaiser der Zentralafrikanischen Republik, Jean-
Bedel Bokassa, private Jagdgriinde reserviert. Wie zahlreiche andere Amtstrager wurde
der franzosische Prisident dariiber hinans mit Diamanten im Werte mehrerer Millionen
Franc beschenkt.

30 Historisch spielt hier natiirlich neben der Bedeutung der afrikanischen Kolonien fiir das
»freie Frankreich« im Verlauf des Zweiten Weltkriegs vor allem die staatstragende Rolle
afrikanischer Politiker des »Rassemblement démocratique africain« (RDA) in der Vierten
Republik eine Rolle. Die Loslosung der afrikanischen Vertreter im Parlament im Jahr
1952 von der kommunistischen Partei und ihr anschliefendes Biindnis mit den Sozialisten
machte sie zum Teil einer parlamentarisch nicht mehr zu umgehenden »Scharniergrup-
pe«. Die Konstruktion dieses Biindnisses ist wesentlich ein Werk Francois Mitterrands
gewesen (vgl. Wauthier 1995: 423). Die Entstehung dieser reziproken Verpflichtungs-
empfindung beruht also auch auf solchen konkreten historischen Erfahrungen.
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Staaten zerfallen, die Unterstiitzung auch repressiver Regime diene also dazu,
Schlimmeres zu verhindern. Im allgemeinen politischen Diskurs iiber Afrika ver-
bindet sich die Schutzverpflichtung mit der Vorstellung der »générosité« und ver-
mischt sich mit dem »anti-anglisme« und den Konjunkturen des wohlwollenden
»tiers mondisme« (Mabileau/Quantin 1980: 71).

3.2.3.  Der Kulturauftrag
P
Die Rolle des Kulturalismus im postkolonialen Habitus speist sich einerseits aus der
Wahrnehmung Frankreichs als Wahrerin und Trégerin eines besonderen, zur Uni-
versalisierung berufenen Zivilisationsmadells, wie dies etwa im Diskurs Charles de
Gaulles unter der Chiffre des »génie francaise« transportiert wird (Mabileau/Quantin
1980: 58). Durch die »Gemeinsamkeit der Sprache«3! sind die ehemaligen Kolonien
Teil dieses besonderen Kulturraumes. Seit der Présidentschaft Georges Pompidous
haben sich diese Uberzeugungen unter der Uberschrift der Frankophonie in einer
breiten Institutionalisierung und in erheblichen Mittelfliissen niedergeschlagen.
Zugleich offenbart sich in der Beurteilung der afrikanischen Politik auch das Be-

harren auf einer Differenz. Wihrend dem postkolonialen Habitus zufolge Politik in

Frankreich auf den Regeln eines demokratischen Gemeinwesens beruht, das sich ei-
nes hochdifferenzierten Staatsapparats bedient, wird die soziale Realitiit afrikani-
scher Gesellschaften auf den Dualismus von »Stamm« oder »ethnischen Gruppen«
und »Chefs« reduziert (vgl. Bayart 1996: 40f), eine Reduktion, die zu zahllosen
Fehlperzeptionen politischer Dynamiken in Afrika gefiihrt hat. Verbunden mit der
Vorstellung einer generellen Konkurrenz anglophoner und frankophoner Einfluf3-
sphiren auf dem afrikanischen Kontinent gerinnt diese kulturalistische Auffassung
afrikanischer Politik zum generellen Wahrnehmungsmuster, das eine Vielzahl von
Handlungsoptionen von vornherein ausschlief3t.32

3.24.  Der Staat als Generalagent

Bedingt durch den Etatismus der franzdsischen Geschichte insgesamt und beson-
ders der Nachkriegsmodernisierung (vgl. Rosanvallon 1990: 15) ist der ausgeprigte
Etatismus ein zentraler Bezugspunkt des postkolonialen Habitus. Nicht die neolibe-
rale Ideologie von der hoheren Leistungsfahigkeit des schlanken Staats, sondern die
selbstverstindliche Ubertragung aller wichtigen wirtschaftlichen Kompetenzen auf

31 Eine Gemeinsamkeit, die in Wahrheit nicht existiert. Die Sprachen der ehemaligen Kolo-
nialméchte dienen meist nur als Vehikuldrsprache der Eliten und werden nur von 5-10
Prozent der afrikanischen Beviélkerungen gesprochen (vgl. Reh 1981). Die »frankopho-
nen« Staaten Afrikas sind nicht frankophon.

32 Ein Musterbéispiel hierfiir ist etwa das Verhalten Frankreichs im westafrikanischen Re-
gionalkonflikt um den Biirgerkrieg in Liberia (vgl. Schlichte 1993; Kérner 1996).
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" den Staat kennzeichnet den postkolonialen Habitus der politischen Klasse Frank-

reichs. Der Staat erscheint hier nicht allein als Garant der wirtschaftlichen Ordnung,

-sondern ist legitimer Generalunternehmer, sorgende Instanz und allgemeines Prin-

zip.33 Der Staat als Hauptagent der wirtschaftlichen Entwicklung, eine Leistung, die
dem »selbstregulierenden Markt« nicht zugetraut wird — ist der »demokratische Le-
viathan« (Rosanvallon 1990: 26).34

Eingelagert in diese Vorstellung sind die Erfahrungen politischer Instabilitit, be-
sonders der Vierten Republik, die den besonderen Entwicklungsweg des franzosi-
schen Staat-Gesellschafts-Verhiltnisses kennzeichnen. Der »autoritiren« Losung
der Fiinften Republik entspricht deshalb auch eine extrem konservative Ausrich-
tung der franzdsischen Diplomatie, fiir die im Gegensatz zur Diplomatie anderer
westlicher Staaten — besonders der USA — immer nur das »regime in power« akzep-
tabler Gespréchspartner ist, nie Akteure der »Zivilgesellschaft«. Gleichermafen ist
die franzosische Entwicklungspolitik dadurch gekennzeichnet, daB die Zusammen-
arbeit mit »Nicht-Regierungs-Organisationen« im internationalen Vergleich sehr
gering ausfillt. Auch blieb die Unterstiitzung der in den neunziger Jahren entstan-
denen demokratischen Umgestaltungen bescheiden: Stets wurde, wie die franzdsi-
sche Politik in Zaire, Ruanda und Togo belegt, den »anciens régimes« der Vorzug ge-
geben (Cummings 1995: 391f).

4.  Entstehungsbedingungen und Funktionsweisen des internationalen
Klientelismus

Im postkolonialen Habitus prigen sich die entscheidenden Strukturen der franzési-
schen Afrikapolitik aus. In ihm finden die Praktiken und RegelméBigkeiten dieser
Politik ihre Legitimation und durch ihn wird die Kontinuitdt dieser Praktiken ge-
wihrleistet. Doch diese Kontinuitiiten erstrecken sich nicht nur auf die gleichsam
»ideelle« Ebene der Habitusmerkmale. Sie haben ihren Niederschlag auch in Institu-
tionen gefunden, die durch die Widerspriichlichkeit des Habitus und die Offenheit
gegeniiber Partikularinteressen geprigt sind. Das »Chaos der Institutionen« (4.1)
hat ibre Patrimonialisierung erlaubt und ist damit auch Resultat der klientelistischen

33 Die Wirkung der historischen Besonderheiten auf die Modi ihrer intellektuellen Verar-
beitung bleibt natiirlich nicht auf die politische Klasse beschriinkt, sondern ergreift die
wissenschaftliche Vorstellungswelt in gleicher Weise (vgl. Hugon 1991).

34 Erst in jiingerer Zeit, so scheint es, wandelt sich diese Vorstellung. Die in Frankreich
auch innenpolitisch verfolgte — und heftig umstrittene — Austeritétspolitik schldgt sich
auch in der Entwicklungspolitik nieder. Uber die 80er Jahre ist die anfingliche Zuriick-
haltung der franzosischen Regierungen gegeniiber der Politik von IWF und Weltbank ei-
nem Pragmatismus der knappen Mittel gewichen (vgl. Wilson 1993; Cummings 1995).
Diese Verdnderung ist sicherlich auch mit einem sich abzeichnenden Generationswechsel
in der politischen Klasse zu erkliren. Vor allem im Umkreis des franzosischen Schatz-
amts, das ca. 60 Prozent der als Entwicklungshilfe vergebenen Mittel direkt kontrolliert,
verbreiten sich solche vom postkolonialen Habitus abweichende Haltungen. -

ZIB 2/1998 327



Aufsdtze. -

Grundstruktur des politischen Feldes der franzosisch-afrikanischen Beziehungen.
Die soziale Logik dieser etwas anderen Policy-Netzwerke (4.2) umfaft ein Ensemble
von Praktiken, das von den Eckpunkten des postkolonialen Habitus gleichsam »ge-
deckt« wird.

4.1. Das Chaos der Institutionen J

Die mangelnde Programmatik der franzosischen Afrikapolitik findet in der Unge-
ordnetheit der Institutionen ihre Fortsetzung (vgl. Marchal 1995: 903). Sie hat die
Entwicklung einer kohérenten Strategie ebenso verhindert wie die Anpassung der
politischen Instrumente an neue internationale Gegebenheiten (vgl. Hibou 1995).
Die durch die »Politik wie gewdhnlich« geprigten Praktiken, verankert im postkolo-
nialen Habitus, haben eine Chaotisierung der Institutionen erméglicht, die fiir jeden
Beobachter verwirrend ist, weil sie keine Rationalitiit erkennen 146t (vgl. Wilson
1993: 332; Briine 1995: 234). Diese institutionelle Landschaft ist von sich iiber-
schneidenden ministeriellen Zustindigkeiten, von Konkurrenzen zwischen Ministe-
rien und teils hierarchisch angelegten,-teils gleichrangigen Abteilungen gekenn-

zeichnet. Die Konsensualitit des postkolonialen Habitus hat die »Patrimonialisie-

rung« der franzosischen Afrikapolitik (Médard 1994) durch klientelistische
Netzwerke erlaubt und so die Indienstnahme der Institutionen fiir private Zwecke
befordert. Eine Vielzahl von Fraktionen und Milieus, die mit unterschiedlichsten
Bindungen und Interessen auf dem afrikanischen Kontinent aktiv sind, haben diese
institutionelle Entwicklung geprigt, der die Konsensualitiit des postkolonialen Habi-
tus keinen Widerstand entgegenbringen konnte. Bevor die Grundmuster klientelisti-
scher Politik dargelegt werden, die diese Institutionen umgreift, sei am Beispiel der
sicherheitspolitischen und entwicklungspolitischen »Zusammenarbeit« kurz die in-
stitutionelle Uberlagerung verdeutlicht.

GemiB der Verfassung der Fiinften Republik liegt die oberste Zustand1gke1t fiir
auBenpolitische Belange beim Prisidenten der Republik. Er hat die Entscheidung
iiber die Einsitze der im Siiden Frankreichs und auf Korsika stationierten »Force
d'action rapide« (FAR) und der ca. 8.000 Mann umfassenden »Légion étrangére«. In
der Regel ohne parlamentarische Zustimmung sind auf prisidentiale Initiative hin
auch die rund 30 Interventionen Frankreichs in Afrika seit 1960 erfolgt, meist zur
»Stabilisierung« innenpolitisch bedrohter Regime (vgl. Briine 1995: 165). Auf dem
Gebiet der militirischen Zusammenarbeit ist aber auch das Verteidigungsministerium
aktiv, das mit Personal- und Sachhilfe im Rahmen der zwischen Frankreich und den
frankophonen Staaten Afrikas bestchenden Verteidigungsabkommen befaBt ist.33
Dem Verteidigungsministerium unterstehen zudem die ca. 10.000 Truppen der fran-
z&sischen Armee, die stiindig in Afrika stationiert sind (vgl. Briine 1995: 153). Seine

35 Frankreich unterh#lt mit 23 afrikanischen Staaten Abkommen tiber techniscl}e mi.lit‘cir§-
sche Zusammenarbeit. Von 13 abgeschlossenen Verteidigungsabkommen mit afrikani-
schen Staaten sind noch acht in Kraft (vgl. Briine 1995: 156).
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Zustindigkeiten erstrecken sich dariiber hinaus auf rund 2.000 afrikanische Soldaten
.und Offiziere, die jéhrlich in Frankreich zur Ausbildung weilen. Zustindigkeiten auf
militdrischem Gebiet lagen jahrzehntelang auch beim »Secrétariat général de Défensex,
das dem Premierminister unterstand und neben temporirer Militéirhilfe fiir die Entsen-
dung von jdhrlich mehreren hundert militéirischen »coopérants« befat war. Diese
Kompetenz wurde mittlerweile an das »Ministere de coopération« iibertragen.

Sicherheitspolitisch mit dem afrikanischen Kontinent befaBt sind schlieBlich auch
Geheim- und Aufklérungsdienste,36 die unterschiedlichen Ministerien untergeord-
net sind. Offiziere des dem Verteidigungsministerium unterstehenden Geheimdien-
stes »Direction générale de sécurité extérieure« (DGSE) sollen als Berater aller
Staatschefs des pré carré titig sein (Agir ici — Survie 1996: 235). Unter der Bezei-
chung »Direction du renseignement militaire« (DRM) sind seit 1992 mehrere mi-
litarische Aufkldrungsdienste zusammengefaBt, die, ebenfalls dem Verteidigungs-
ministerium unterstellt, auf dem afrikanischen Kontinent aktiv sind. Haufig in
Konflikt mit der DGSE steht die dem Innenministerium unterstellte »Direction du
Surveillance du Territoire« (DST), deren afrikapolitischen Kompetenzen sich ei-
gentlich auf fiir die in Frankreich lebenden Afrikaner beschriinken, deren Mitarbeiter
aber auch auf dem afrikanischen Kontinent aktiv sind (vgl. Porch 1995). Dem In-
nenministerium ist auch der »Service de coopération technique internationale de
police« (SCTIP) unterstelit, zustindig fiir die Kooperation im Bereich der inneren
Sicherheit. SchlieBlich ist auch das als eigentliches »Afrika-Ministerium« geltende
»Ministere de coopération« sicherheitspolitisch in Afrika aktiv. So sind der »Mission
militaire de coopération« durchschnittlich 17 Prozent des Budgets dieses Ministeri-
ums gewidmet, die iiberwiegend fiir den Sold militérischer »Entwicklungshelfer«
verwendet werden (Briine 1995: 171).

Ahnlich verwirrend mutet die Vielzahl der entwicklungspolitisch relevanten In-
stitutionen an.” Die Zustindigkeiten des »Ministére de coopération, institutionell
Nachfolger des Kolonialministeriums, liegen offiziell in der Forderung der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit allen Lindern der Dritten Welt. Faktisch be-
schréinkt sich die Aktivitit des Ministeriums jedoch auf Entwicklungsprojekte in
den iiberseeischen Departments und Territorien Frankreichs und das frankophone
Afrika. Anglophone Staaten Afrikas sind nur in Ausnahmefillen Empfinger franzo-
sischer Entwicklungshilfe, 37

36 Die Geschichte und Entwicklungsdynamik der stark politisierten franzosischen Geheim-
dienste ist ein wissenschaftlich vollig unbearbeitetes Feld. Einen eher journalistischen
Blick von aufien bietet Douglas Porch (1995).

37 Die Geschichte des Ministeriums spiegelt auch die Macht der interessierten Klientelnetze
wider. Wiederholt hat es — so auch gegenwirtig ~ Versuche gegeben, das Ministerium
aufzuldsen, oder es, wie zwischen 1961 und 1974, dem AuBenministerium unterzuord-
nen. Bisher sind alle diese Versuche gescheitert, weil die relations privilégiées ihre eigene
institutionelle Auspréigung erfordern, abgekoppelt von der Normalit#it sonstiger interna-
tionaler Beziehungen. Versuche zu Beginn der achtziger Jahre, die durch das Ministerium
flieBenden Mittel auch in andere Regionen der Dritten Welt zu lenken, scheiterten am Wi-
derstand der etablierten Netzwerke und miindeten in den Riicktritt des ersten sozialisti-
schen Kooperationsministers und Tiersmondisten Jean-Pierre Cot (vgl. Mailloux 1984).
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Daneben dient die »Caisse frangaise de devéloppement« (CFD), hervorgegangen
aus der ehemaligen Kasse des »Freien Frankreich, als Kreditinstitut zur Finanzie-
rung von Infrastrukturprojekten in der Dritten Welt. Auch hier sind die tberseei-
schen Departments und Territorien Frankreichs und die Kernlinder Frangafriques
(Céte d'Ivoire, Gabun, Kamerun, Senegal) die Hauptempfénger. Sdmtliche MaB-
nahmen der CFD verstehen sich als »gebundene Hilfe«, die zu giinstigen Konditionen
gewihrten Kredite flieBen zuriick in die franzdsische Okonomie. Die CFD gewihrt
dariiber hinaus Zuschiisse und Darlehen im Rahmen der von Weltbank und IWF
auferlegten Strukturanpassungsprogramme. Hierfiir wurden in der Zeit von 1990
bis 1995 rund 16,5 Mrd. FF aufgewendet. Rund 75 Prozent dieser Mittel bezogen
allein die »middle-income-countries« Kamerun, Kongo, Gabun und Céte d'Ivoire,
die restlichen 25 Prozent kamen nahezu ausschlieflich den anderen frankophonen
Staaten Afrikas zugute (CFD 1996: 34).

Das franzosische Schatzamt, als Teil des Finanz- und Wirtschaftsministeriums,
hingegen ist fiir die Gewéhrung von Budgethilfen an Regierungen des frankopho-
nen Afrika zustindig. Andere Ministerien unterhalten weitere, fachspezifische
Kooperationsprogramme, etwa im Bereich der kulturellen Zusammenarbeit. In die
Zustindigkeit des AuBenministeriums hingegen fillt neben dem offiziellen diplo--
matischen Verkehr die Finanzierung von Stipendien fiir afrikanische Studenten in
Frankreich.38 SchlieBlich flieBen zum Teil erhebliche Mittel durch Entwicklungszu-
ammenarbeit unterhalb der Regierungsebene, durch Projekte von Departments und
im Rahmen von Stédtepartnerschaften.

4.2. Die etwas anderen Policy-Netzwerke: die »réseaux franco-africain«

Das zweite Charakteristikum franz6sischer Afrikapolitik besteht in der auffélligen
Vermischung offentlicher und privater Angelegenheiten, die in sich hiufenden
»Skandalen«, im »affairisme« zum Ausdruck kommt. Dieser »affairisme« 188t sich
analytisch in zwei Phénomenbiindel zerlegen. Er besteht einerseits in der zuneh-
menden Personalisierung der franzosischen Afrikapolitik, die auch die Familien der
Prisidenten umgreift, und andererseits in der Entstehung und Persistenz klientelisti-
scher Netzwerke, die unterhalb und in den Institutionen der franzosischen Afrikapo-
litik um Chancen konkurrieren.

38 »The French Ministry of Foreign Affairs has never played more than a peripheral role in
relation with Francophone Africa« merkt der ehemalige Botschafter der USA in Gabun an

(McNamara 1989: 183).
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4.2.1.  Personalisierung und Patrimonialismus

-Von personlichen Relationen gepriigte Politik besteht wesentlich in der Vermi-

schung von Sphiren, die dem Modell legal-rationaler Herrschaft zufolge getrennt
sind. Nicht nur vermischen sich 6konomische und politische Macht, sondern auch
die Sphiren des Offentlichen und Privaten. Die Verwendung Sffentlicher Mittel
wird von privaten Erwigungen bestimmt oder diese Mittel werden fiir Zwecke ein-
gesetzt, fiir die sie der »legalen Satzung« nach (Weber 1985: 822) nicht verwendet
werden diirften, etwa zur Finanzierung politischer Parteien. Voraussetzung fiir solche
Praktiken ist das besondere Verhiltnis zwischen den beteiligten Personen. Der
Tausch von Chancen findet nicht unabhéngig von der personlichen Beziehung zwi-
schen den Tauschpartnern statt (Médard 1993: 147), die iiber das Interesse der
Chancennutzung hinaus durch Vertrauen, Loyalitit und Komplizenschaft aneinan-
der gebunden sind. Solche Praktiken der »Patrimonialisierung« tffentlicher Mittel
und Institutionen sind in der franzsischen Politik zwar nicht auf die Beziehungen zu
Afrika beschréinkt.39 Hier entfalten sie aber eine besondere Bedeutung und drohen,
zum allgemeinen Prinzip zu werden.40

Diese sich regelmifig in »Skandalen« der franzosisch-afrikanischen Beziehun-
gen duflernde Vermischung der privaten und 6ffentlichen Sphére im Handeln von
Regierungsmitgliedern ist in den Beziehungen Frankreichs zu seinen ehemaligen
Kolonien zudem keine soziale Ausnahme. Denn das ungleiche Verhiltnis kenn-
zeichnet nicht nur die Politik, sondern durchzieht alle Bereiche des gesellschaftli-
chen Lebens in Frangafrique. In der Kooperation von Universititen ebenso wie im
Militdrwesen, in den »reseaux« des Rotary Club, der Freimaurer und anderer Asso-
ziationen finden sich die gleichen oder dhnliche Praktiken (Médard 1993: 148).

Die Entstehung und Persistenz klientelistischer Beziehungen im Feld der franzési-
schen Afrikapolitik kann deshalb nicht auf eine »Korrumpierung« der ehemaligen
Kolonialmacht durch die Logik politischer Herrschaft in afrikanischen Gesellschaften
zuriickgefiihrt werden. Denn einerseits bildeten politische Strukturen in der Friih-
phase der Fiinften Republik und die im postkolonialen Habitus sedimentierten Motive
die entscheidenden Bedingungen ihrer Entstehung, andererseits sorgte die Ge-
schlossenheit des Milieus der »noblesse d'Etat« (Bourdieu 1989) und die Zirkulation
der Inhaber politischer und Skonomischer Machtpositionen fiir die fortdauernd
hohe Bedeutung »sozialen Kapitals« im politischen System Frankreichs (vgl. Birn-

39 Weil diese Phinomene sektoriell begrenzt bleiben, ist Frankreich kein neopatrimonialer
Staat (Médard 1993: 147).

40 Ein Beispiel aus der jiingeren Vergangenheit mag dies veranschaulichen: Der Vorsitzende
eines Department-Rats widmet ein Prozent seines Budgets der Entwicklungshilfe. Das
Geld wird fiir den Bau eines Krankenhauses in einem afrikanischen Staat eingesetzt, und
zwar in einer gegeniiber dem dortigen Priisidenten oppositionell eingestellten Region.
Mit dem Ressourcenflufl wird also politische Unterstiitzung erheischt. Fiir diesen Dienst
erlaubt der afrikanische Prasident Freunden des franzosischen Politikers, die Konzession
fiir die nationale Lotterie zu erwerben, die im Rahmen eines Privatisierungsprogramms
entstaatlicht wird und als besonders lukratives Objekt gilt. Die Freunde des franzosi-
schen Politikers revanchieren sich mit Uberweisungen in dessen schwarze Kassen.
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baum et al. 1978: 187; Mény 1995: 23f). So 6ffneten sich vielfdltige Ankniipfungs-
punkte fiir klientelistisch verfaBte Beziehungen und neopatrimoniale Praktiken.

4.2.2." Neopatrimonialer Staat und Klientelismus

Die politische Okonomie afrikanischer Staaten bildet dort die entscheidende Voraus-
setzung fiir die Entstehung und Persistenz klientelistischer Praktiken. Dort ist der »Big
Man, der Idealtyp des Staatsmanns im postkolonialen Afrika, ein politischer Unter-
nehmer (vgl. Médard 1992). Er akkumuliert gleichermafen politische und 6konomi-
sche Machtmittel, die jedoch nicht allein der personlichen Bereicherung zur Verfiigung
stehen, sondern zum grofen Teil iiber Klientelnetze redistribuiert werden miissen.

Solche klientelistischen Beziehungen sind Beziehungen zwischen Akteuren mit
ungleicher Ressourcenausstattung. In ihrer klassischen politischen Form werden sie
als reziprokes Verhiltnis aufgefaBt, in dem der Patron die Loyalitit seiner Klientel
mit materiellen Vorteilen entlohnt.4! Die regelhaft klientelistische Struktur beruht
auf dem besonderen Charakter der postkolonialen afrikanischen Staaten, die nicht
nur politische Machtzentren, sondern zugleich auch die wichtigsten Quellen kono-
mischer Macht sind.42 Nicht die Einkiinfte aus der indirekten Besteuerung wirt-
schaftlicher Aktivitit ihrer Bevolkerungen, sondern vor allem Renten aus dem Export
von Rohstoffen, Kredite und »Hilfen« jedweder Art bilden die wichtigsten Einkiinf-
te dieser Staaten. Fiir die frankophonen Staaten Afyikas ist die franzosische
»coopération« neben den multilateral organisierten Krediten und Hilfen und den auf
dem Weltmarkt erzielten Renten die wichtigste Quelle materieller Ressourcen. Die
nachkolonialen Staaten sind zum »Patrimonium« ihrer Prasidenten geworden.

Die neo-patrimoniale Konstruktion- afrikanischer Staaten verschmilzt mit den
Praktiken der Personalisierung und der »copinage« der ehemaligen Kolonialmacht
zu den réseaux, den Netzwerken des politischen Raumes Frangafrigue. Die kliente-
listischen Bande binden die »Prinzen des Nordens« und die »Prinzen des Siidens«
(Badie 1992: 23). Solche réseaux bilden einen sich ausbreitenden Unterbau der
nach legal-rationalem Versténdis verfaBten Institutionen, die sie in wechselnden In-
tensititen beeinflussen.4? Grundlage dieser Beziehungen ist neben der langen und
intimen Kenntnis der politischen Verhéltnisse auf beiden Seiten die durch den politi-
schen Habitus sanktionierte Sonderstellung der AuRenbezichungen der ehemaligen
afrikanischen Kolonien zu Frankreich.

41 Zum Begriff des Klientelismus und seiner Abgrenzungen gegeniiber verwandten Termen
vgl. den Uberblick bei Abercrombie/Hill (1976) sowie Howard (1994).

42 Vgl. Bayart (1989: 102-117); Schlichte (1996: 93-103).

43 Neben journalistischen Arbeiten (vgl. etwa Smith/Glaser 1992, 1994) sind es vor allem In-
dizien und die Gertichtekiiche des »radio trottoir«, die diese Darstellung begriinden. Eine
dem gemeinen Verstindnis nach »wissenschaftliche« Untersuchung dieses Feldes st08t
auf mehr als nur eine Schwierigkeit. Die Existenz und bedeutsame EinfluBnahme dieser
réseaux auf politische und Verwaltungsentscheidungen wird aber auch von Behérden-
vertretern bestitigt, die nicht den betroffenen Abteilungen zugeordnet sind.
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4.2.3.  Entstehung und Wandel der »réseaux«

- Fiir die politischen Beziehungen zu den frankophonen Staaten Afrikas haben fast alle

Prisidenten der Fiinften Republik einen eigenen Berater fiir ihre Afrikapolitik unter-
halten. Diese »cellule africaine« des Elysée bildete den Nukleus der vielfsltigen Be-
ziehungsnetze franzosischer Afrikapolitik. Die der dffentlichen Kontrolle entzogenen

" »Berater« agieren ohne jede demokratische Legitimitét, ihre Qualifizierung besteht

neben ihrer fachlichen Qualifikation in der personlichen Beziehung zum Prisidenten
und ihrer absoluten Loyalitiit (vgl. Cohen 1980). Die Afrikaberater des Prisidenten,
Mittelpunkt der im Elysée angesiedelten »cellule africaine«, bilden deshalb das Zen-
trum der Verbindung offizieller Politik mit dem halb-privaten Milieu des »affairis-
me«. Unter Charles de Gaulle und George Pompidou war dies Jacques Foccart, dessen
enge Mitarbeiter dann unter Valéry Giscard d'Estaing als Afrikaberater fungierten.
Frangois Mitterrand rekrutierte zunéichst den Apotheker Guy Penne und dann seinen
Sohn Jean-Christophe Mitterrand als Afrikaberater.#4 Jacques Foccart diente von
1995 bis zu seinem Tod im Mérz 1997 wieder als Afrikaberater Jacques Chiracs.

Bedingt durch die iiberragende Position des iiber mehrere Machtmittel verfiigenden
Jacques Foccart formierten sich die réseaux in den sechziger Jahren zunichst unter
dessen zentraler Kontrolle. Faktisch den Rang eines Ministers einnehmend war
Foccart dem Présidenten direkt unterstellt. Aus privaten Geschéftsbeziehungen besa
die »graue Eminenz« Charles de Gaulles personliche Kontakte in allen Liindern der
»chasse gardée« schon vor, dem Zweiten Weltkrieg und nahm sich den politischen
wie personlichen Problemen der Staatschefs gleichermaBen an. Neben diesem »so-
zialen Kapital« machte das Erbe der Klandestinitit die Besonderheit des systéme
Foccart aus: Président de Gaulle aus Kriegszeiten absolut loyal ergeben, war Foccart
gleichzeitig zustéindig fiir die Geheim- und Nachrichtendienste und Chef des gaulli-
stischen Ordnungsdienstes »Service d'Action Civique«. Bereits aus diesen Tagen
datiert die Praxis der Finanzierung schwarzer Kassen einiger franzosischer Partelen
durch »Kontributionen« aus den Netzwerken.

Nach einer Phase der Kontinuitit unter Georges Pompidou erlebte das systéme Foc-
cart einen ersten Wandel wihrend der Prisidentschaft Valéry Giscard d'Estaings.
Dieser entlie tiber fiinfzig der Foccart ergebenen Diplomaten und schlieBlich Foccart
selbst.45 In der nun einsetzenden Ara entwicklungspolitischer GroBprojekte und des
sich auch auf dem afrikanischen Kontinent verschéirfenden Ost-West-Konflikts versin-
derten sich die Chancen fiir das alte Netzwerk. Zugleich aber ergab sich ein erweiterter
Markt. Das zunéchst stark um die Person Foccarts herum zentralisierte »réseau« hat
sich seit den siebziger Jahren zunehmend ausdifferenziert und ist in mehrere konkur-

44 Diese Wahl mag erstaunen. Entscheidende Auswahlkriterien fiir diese Position sind je-
doch allein das soziale Kapital und die Loyalitéit der Berater, nicht formale Bildungsab-
schliisse oder ihr politischer Rang,

45 Die neuen Afrikaberater des Prisidenten, zunéchst René Journiac, dann Martin Kirsch,
waren jedoch beide ehemals enge Mitarbeiter Foccarts (Cohen 1980: 165).
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rierende Bestandteile fragmentiert. Seitdem konkurrieren verschiedene »réseaux« um
Ressourcen wie offentliche Auftrige, Import- und Exportlizenzen, Geschiftsvertre-
tungen und die Gewéhrung von Sicherheitsdiensten und Waffenlieferungen.

Nur schwer 148t sich abschitzen, ob die dann unter der Priisidentschaft Mitter-
rands zunchmende Haufigkeit der Skandale auf einer vermehrten Zahl und Aktivitit
solcher klientelistischer Netzwerke beruhte oder ob diese nur vermehrte Aufmerk-
samkeit erfuhren. Die chronique scandaleuse wurde im Verlauf der achtziger Jahre
jedenfalls um viele Geschichten bereichert. Seit Mitte der achtziger Jahre beschréin-
ken sich die réseaux keinswegs mehr auf den traditionellen Aktionsraum des franko-
phonen Afrika, sondern beginnen andere Teile des Kontinents, etwa den Sudan oder
Angola, in gleicher Weise einzubinden (vgl. Agir ici — Survie 1996).

Nicht immer ist eindeutig zu sagen, wer in diesen Beziehungen der Patron ist und wer
der Klient. Die réseaux begriinden jedenfalls kein einseitiges Herrschaftsverhéltnis
Frankreichs, sondern kreieren zahlreiche gegenseitige Abhéngigkeiten. Unter Prési-
dent Georges Pompidou waren afrikanische Politiker in der Lage, ZensurmaBinahmen
gegen franzdsische Publikationen durchzusetzen, und es sind auch die afrikanischen
Teile der réseaux, die die Eigenstandigkeit »ihres« Ministeriums fiir Kooperation si-

cherten (vgl. Bayart 1984: 34f). Das betréchtliche AusmaB der Abweichung von fran- °

z8sischen »Vorgaben« des afrikanischen Abstimmungsverhaltens im Rahmen der UN
(vgl. Briine 1995: 80f) und der nicht selten erfolgreiche Druck frankophoner Regie-
rungen auf Entscheidungen der franzdsischen Regierung belegen die gelegentlich er-
staunlich groBe Gestaltungsmoglichkeit der Beziehungen durch die »Klienten«.46

Der »bloque hégémonique franco-africain« (Bayart 1989: 234f) 146t sich nicht auf

eine simple »de facto alliance between the French and the African ruling class« (Martin

1985: 203) reduzieren, Die auftretenden Risse zwischen franzdsischen und afrikani-
schen Beteiligten beruhen auf einem anderen Zusammenhang: Im »Kampf um Chan-
cen« (vgl. Weber 1985: 8) mufl dem Klienten jedes Mittel recht sein, um seinen Ver-
handlungsdruck zu erhthen. Die Drohung, den Patron zu wechseln, ist dabei ein
probates Mittel,47 ohne daff darin immer ein grundlegender Bruch zum Ausdruck kéme.

46 Als Beispiel mag die franzosische Entscheidung zur militdrischen Intervention 1983 im

Tschad dienen, die nach iibereinstimmender Meinung der Beobachter nicht durch »im-
periale Ambitionen« der franzdsischen Regierung, sondern auf Druck der frankophonen
afrikanischen Regierungschefs zustande kam (vgl. Bayart 1984: 42-44).

47 Gabuns Staatschef Omar Bongo formuliert das 1981 so: »Glauben Sie mir, Gabun ist ein
sehr schénes Midchen, dem viele Herren den Hof machen. Da muf8 man sehr aufpassen:
ein verlorener Freund bedeutet zehn neu gewonnene« (Bongo, zit. nach Bayart 1984: 60f,
meine Ubersetzung). Gleichwohl hatte dieses Druckmittel seine Grenzen: Besonders in
der Ara Giscard d'Estaing drohte eine Absetzung derjenigen Herrscher, die das Spiel zu
weit trieben. Das wohl bekannteste Beispiel dafiir ist das Schicksal Jean Bedel Bokassas:
Nachdem die franzosische Regierung dessen Kroénungsfeierlichkeiten 1977 mit nahezu
140 Millionen Franc finanziert hatte, inszenierte dieselbe Regierung zwei Jahre spéter einen
Putsch, der zur Absetzung Bokassas fiihrte. Dieser hatte zuvor versucht, seine finanziellen
Schwierigkeiten durch libysche Hilfen zu iiberbriicken (vgl. Wauthier 1995: 301-325).
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4.2.4.  Naht das Ende der »réseaux«?

-Eine Reihe von Griinden spricht dafiir, daf sich das klientelistische Grundmuster
franzosisch-afrikanischer Bezichungen schon in naher Zukunft weiter modifizieren
wird. Dabei lassen sich zwei Interpretationen unterscheiden, von denen eine auf die
»banalisation« dieser Beziehungen abstellt, wihrend die andere eher von einer Zu-
nahme informeller Elemente ausgeht und sogar eine weitere »Kriminalisierung« fiir
wahrscheinlich hilt. Eine »Rationalisierung« der franzosischen Afrikapolitik ist
wegen innerer und duflerer Zwinge zu erwarten. Einerseits notigt der Budgetdruck
die franzosische Regierung zu einem verminderten Mitteleinsatz im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit. Ein sukzessiver Generationswechsel in der politi-
schen und administrativen Klasse konnte diese Tendenz verstérken.

Seit 1990 148t sich zudem eine beschleunigte Anpassung an die Vorgaben der inter-
nationalen Finanzorganisationen erkennen: Der AbschluB von Strukturanpassungspro-
grammen wird offiziel] zur Voraussetzung weiteren franzsischen Engagements (vgl.
Cummings 1995). Als Zeichen eines solchen Umbruchs wurden allgemein die Abwer-
tung des an den franzosischen Franc gekoppelten Franc CFA gedeutet. Damit steht
auch die franzosische Entwicklungszusammenarbeit unter einem wachsenden Zwang
zur Multilateralisierung, dem sie sich bisher zu entziehen wufite. Nur noch wenige Ni-
schen der Entwicklungszusammenarbeit wiirden dann als Ressourcenquelle klienteli-
stischer Praktiken dienen kénnen. Ahnliche Rationalisierungseffekte konnten sich aus
der umfangreichen Privatisierungswelle ehemals in 6ffentlichem Besitz befindlicher
Unternehmen wie des Erdélkonzerns Elf-Aquitaine und der Internationalisierung der
wirtschaftlichen Beziehungen ergeben. In diesem Fall liefe die Internationalisierung
»disziplinierende« Effekte auf ein bisher innenpolitisch bestimmtes Politikfeld erwarten.

Diese Veridnderungen miissen aber nicht das Ende der réseaux bedeuten. Die nach-
lassende Bedeutung des offentlichen Sektors als Ressourcenquelle kann »funktionale
Aquivalente« hervorbringen, die mit den Stichworten »Kriminalisierung des Okono-
mischen« und »Privatisierung der Gewalt« nur unzureichend beschrieben sind. Sym-
ptomatisch dafiir scheint etwa die Privatisierung des Sicherheitsmarkts zu sein, indem
etwa hohe ehemalige Sicherheitsbeamte Frankreichs, toleriert von der franzdsischen
Regierung, ihre Dienste als Privatunternehmer fiir afrikanische Staatsoberhdupter zur
Verfiigung stellen. Es erscheint zudem plausibel, da8 mit schrumpfender Verteilungs-
masse die Auseinandersetzungen um deren Verteilung deutlich schérfer werden. Damit
steigen die Anreize, illegale Mittel einzusetzen, um Skonomische Chancen zu sichern.
Teile der réseaux konnten daber in den Sog der »Kriminalisierung der Politik« geraten,
die im subsaharischen Afrika in vollem Gange ist (vgl. Bayart et al. 1997).

5. Befunde und Implikationen

In den vorangegangenen Abschnitten wurde versucht, zwei Hauptmerkmale der
franzosischen Afrikapolitik, ihre Kontinuitit trotz hoher Kosten und ihre Skan-
daltrichtigkeit, mit der Kategorie des »postkolonialen Habitus« und der Wirkmich-
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tigkeit klientelistischer Netzwerke zu erkldren. Dabei stehen die zentralen Argu-
mente in einem gegenseitigen Verweisungszusammenhang: Ohne den postkolonialen
Habitus und das Chaos der Institutionen wiirde die Entstehung der klientelistischen
Praktiken unklar bleiben, ohne die Persistenz der klientelistischen Strukturen wiire
das Scheitern bisheriger Reformversuche unerklirlich und ohne die erheblichen
Mittelfliisse und politischen Interaktionen bliebe die fortwirkende Geltung des post-
kolonialen Habitus ritselhaft. Diese Befunde weisen in mehrfacher Hinsicht iiber
den Einzelfall der franzosischen Afrikapolitik hinaus. Sie beriihren einerseits Fra-
gen nach der Bedeutung klientelistischer Praktiken in der internationalen Politik all-
gemein und andererseits nach der Bedeutung des Konzepts des sozialen Habitus fiir
die Theorie(n) der Internationalen Beziehungen.

5.1. Klientelismus und Biirokratie '
Die Ergebnisse dieser Analyse bilden zunichst einen Beitrag iiber die komplexen
Zusammenhinge internationaler Politik und biirokratischer Organisation: Die Be-
funde iiber die institutionellen Méngel der franzosischen Afrikapolitik bestitigen
die etwa von Michel Crozier (1963: 308) bemerkten Abhéingigkeiten biirokratischer
Organisation von »kulturellen« Eigenheiten und Charakteristika politischer Syste-
me. Das Konzept des sozialen Habitus bietet dabei eine Moglichkeit, diese Beson-
derheiten in ihren Auswirkungen auf die konkrete Politik begrifflich zu fassen,
ohne in die Aporien eines kulturalistischen Relativismus vermeintlich unvergleich-
barer Besonderheiten zu verfallen.

Zugleich erinnern diese Befunde an seit langem diskutierte Einfliisse bzw. die
Determiniertheit von Auflenpolitik durch die beteiligten Biirokratien. Im Gegensatz
zur von Graham Allison (1971) vertretenen Auffassung von der weitestgehenden
Determinierung politischer Entscheidungen durch Effekte biirokratischer Organisa-
tion bestdtigt die Analyse der franzosischen Afrikapolitik weniger das »Eigenge-
wicht« biirokratischer Institutionen und Entscheidungstréiger als ihre Eingebundenheit
in Interessen und Ideen sozialer Gruppen.43

Der Fall der franzosischen Afrikapolitik scheint nicht nur in dieser Hinsicht seine
Besonderheit zu verlieren. Auffallig sind die Parallelen mit anderen Feldern der inter-
nationalen Politik. So zeigt etwa die US-amerikanische Politik in Panama deutliche
Ahnlichkeiten zu Mitteln und Problemen der franzosischen Afrikapolitik (vgl. Madelin
1993: 262f). Der »Reptilienfond« Bismarcks schlieBlich reprisentiert ein Beispiel der in
der Politik des 19. Jahrhunderts nicht seltenen Vermischungen von privater und f-
fentlicher, politischer und Skonomischer Sphére (vgl. Stern 1988). Offenbar ist gerade
das Feld der AuBenpolitik, traditionell weniger demokratischer Kontrolle ansgesetzt
und gern offiziell als »arcanum« der Regierungspolitik behandelt, pridestiniert fiir die

48 Diese Befunde relativieren aber zugleich auch die Gegenposition, wie sie von Stephen
Krasner (1972: 168) fiir die US-amerikanische AuBenpolitik formuliert wurde: »The abi-
lity of bureaucracies to independently establish policies is a function of Presidential at-
tention. Presidential attention is a function of Presidential values.« Im hier untersuchten
Fall wirken noch ganz andere Faktoren auf diese Beziehungen ein.
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Persistenz klandestiner politischer Praktiken, deren Aufdeckung dann regelmiiBig
Empérung in der Offentlichkeit hervorruft. Die inneren Zusammenhéinge der Entste-

- hung solcher Strukturen sind ein ebenso wichtiges wie methodisch schwierig zu bear-

beitendes Feld, das in den Internationalen Beziehungen zugunsten der offensicht-
lichen Seiten internationaler Politik bisher vernachlissigt wurde.

5.2. Sozialer Habitus und Internationale Beziehungen

Aus der vorangegangenen Darstellung ergeben sich eine Reihe von theoretischen
Konsequenzen. Sie betreffen vor allem die Reichweite des vorgestellten Er-
kldrungsansatzes und damit auch dessen Grenzen. Zunichst einmal ist die hier dar-
gebotene Erkldrung keine »Theorie«, sondern sie bezieht sich auf Liicken der Theo-
riebildung. Dabei ist vor allem der Begriff des sozialen Habitus von zentraler
Bedeutung. Das Konzept des sozialen Habitus fiigt sich in den Strom theoretischer
Ansitze, die in den vergangenen Jahren innerhalb der Internationalen Beziehungen
unter Begriffen wie »Reflexivitidt« und »Konstruktivismus« diskutiert werden.49
Bisher drehen sich diese Diskussionen um so Diverses wie »Kultur, Wissen, My-
then, Weltbilder, kognitive Faktoren« (Jachtenfuchs 1995: 419), ohne jeweils ge-
naue_begriffliche Abgrenzungen voneinander vorzunehmen. Konzeptualisierungs-
versuche wie »konsensuales Wissen«, »epistemische Gemeinschaften« oder
»praxiskonstituierende Normen« und »world views« entziehen sich deshalb noch
einer schiiissigen Systematisierung, so daB hier nur einige Konvergenzen und Ab-
grenzungen des Konzepts des sozialen Habitus zu einigen vorliegenden Beitriigen
dargestellt werden kénnen.

Der Begriff »sozialer Habitus« entstammt dem theoretischen Kontext der mittler-
weile sogenannten Theorie der Strukturierung, die im wesentlichen auf die Arbeiten
von Anthony Giddens (1984) und Pierre Bourdieu (1976, 1987) zuriickgeht. Theorien
der Strukturierung riicken das Problem der wechselseitigen Reproduktion von Ak-
teuren und Strukturen in den Mittelpunkt (vgl. auch Wendt 1987: 355-361).50 Der
Habitus markiert in diesem wechselseitigen Zusammenhang jene Stelle, die ge-
wihrleistet, dal durch die Handlungen eines Akteurs Strukturen reproduziert wer-
den und »sich nicht stéindig alles dndert«.

Die in Strukturierungsansétzen formulierten Forderungen an eine moderne Sozial-
theorie sind in vielerlei Hinsicht mit den unter der Uberschrift »Konstruktivismus«
formulierten Anforderungen an ein erweitertes Theorieverstéindnis in den Internatio-
nalen Beziehungen identisch (vgl. Adler 1997: 325; Jachtenfuchs 1995: 424). Denn in
den Diskussionen um das Verhiltnis von »Ideen« und Interessen scheint sich ein
Konsens dahingehend abzuzeichnen, dafl sowohl »Ideen« wie Interessen ihren kausa-
len Stellenwert in der Erklirung menschlichen Handelns haben (Goldstein/Keohane

49 Zur Ubersicht vgl. Jachtenfuchs (1995), Schaber/Ulbert (1994) und jiingst Adler (1997).

50 Die Arbeiten von Alexander Wendt (1987, 1992) fiigen dem allerdings eine Staatszen-
trierung hinzu, die der Theorie der Strukturierung an sich nicht eigen ist.
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1993: 4). Unterschiede gibt es gleichwohl in den Auffassungen dariiber, wie diese
Einsicht eine Umsetzung in Methode und Theorie erfahren soll. Das Konzept des so-
zialen Habitus bietet jedenfalls eine Moglichkeit, auf diese Frage zu antworten, in-
dem es ebenfalls die Unterkomplexitét theoretischer Ansitze iiberwindet, die das
Versténdnis des Politischen auf zweckrationales Handeln reduzieren.

Epistemologisch nimmt die Theorie der Strukturierung, der der Begriff des sozialen
Habitus entstammt, eine »Mittelstellung« (Adler 1997) zwischen Rationalismus
und radikalen poststrukturalistischen Ansitzen ein, weil sie zwar einerseits die ex-
plikative Omnipotenz des utilitaristischen Handlungsbegriffs nicht anerkennt, ande-
rerseits aber nicht die Realitit einer Welt jenseits ihrer Représentationen bestreitet.
Strukturen sind immer vermittelte, sie haben aber jenseits ihrer Reprisentationen
eine materiale Seite (vgl. Searle 1995: 190-197).

Unter den vorliegenden Versuchen, das Verhéltnis von »Ideen« und Interessen kon-
zeptionell zu fassen, steht der von Judith Goldstein und Robert Keohane (1993: 8) vor-
geschlagene Begriff »worldview« dem mit dem Konzept des sozialen Habitus Ge-
meinten wohl noch am néchsten, denn beide Begriffe bezeichnen jene generellen
Voreinstellungen politischer Akteure, die sich nicht auf Interessenbiindel reduzieren
lassen, sondern eben den erst interessenkonstituierenden Hintergrund, die »Weltsich-
ten« politisch Handelnder bilden. Der soziale Habitus verweist dabei auch auf das Vor-
BewuBte, auf diejenigen Fluchtpunkte eines politischen Weltbildes, die nicht artikuliert
und verhandelt werden, weil sie nicht im Vordergrund des politischen BewuBtseins
stehen, sondern es allererst konstituieren. Seine vermittelnde Position zwischen Akteur
und Struktur soll es ermdglichen, diese vorstellungskonstituierenden Schemata aus
ihrem Entstehungszusammenhang herzuleiten und dann begrifflich zu fassen.

Dieser Verweis auf das Vor-BewuBte unterscheidet den sozialen Habitus als
Konzept auch von Ansitzen, die auf »Ideen« als kognitive Faktoren politischen
Handelns abstellen, deren Geltung Gegenstand von Diskursen ist. In dieser Hinsicht
unterscheidet sich das Konzept gerade vom Begriff der »epistemischen Gemein-
schaften«, dem es um die Konzeptualisierung kollektiver Lernprozesse zu tun ist
(Adler/Haas 1992: 369). Aus demselben Grund kann der Begriff des sozialen Habitus
auch nicht mit dem der sozialen Rolle gleichgesetzt werden. Rollen sind im soziolo-
gischen Verstdndnis immer normative, sanktionierte Erwartungscluster, die von
Akteuren — mindestens auf Anfrage — auch artikuliert werden.5!

Ob das Bourdieusche Habitus-Konzept geeignet ist, allgemein zur Auflosung der

Aporien in der Akteur-Struktur-Debatte beizutragen, konnte in diesem Beitrag )

51 In diesem Sinne stehen eher die Begriffe »Patron« und »Klient« (s. Abschnitt 4.2) fiir
soziale Rollen, denn sie bezeichnen solche Erwartungshaltungen bezogen auf reziprokes
Verhalten. Der Gedanke liefie sich insofern noch fortfiihren, als sich die gegenwirtig ab-
zeichnende Internationalisierung der franzgsischen Afrikapolitik als Rollenkonflikt in-
terpretieren lieBe, in dem sich die politische Klasse und Staatsfiilhrung Frankreichs dem
Widerspruch der Imperative der »hidden institution« Klientelismus und der anderen
Idealen verpflichteten europiischen AuBen- und Entwicklungspolitik ausgesetzt sieht,
analog dem von Michael Barnett (1993) geschilderten Fall der Rollenkonflikte im arabi-
schen Staatssystem.
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natiirlich nicht abschlieend beantwortet werden. Dazu ist das Konzept selbst noch
mit zu grofen strukturalistischen Hypotheken belastet. Unter anderem ist die Er-
“kldrung sozialen Wandels darin noch nicht voll entfaltet (Reckwitz 1997: 92). So-
ziale Strukturen und ihre Inkorporation im Habitus der Akteure sind offenbar min-
destens fiir gewisse Gegenstinde der internationalen Politik ein niitzliches
Erklarungsmoment. Das Konzept des sozialen Habitus ermdglicht dariiber hinaus,
spezifische sozialstrukturelle Kontexte in ihrer Wirkung fiir politisches Handeln zu
integrieren, ein Thema, das in den meisten Theorien internationaler Beziehungen
noch kaum Beriicksichtigung findet.52 .

In methodischer Hinsicht gehort das Konzept des sozialen Habitus zu jenen An-
sitzen, die »Erklidren« und »Verstehen« in sozialwissenschaftlichen Herangehens-
weisen verbunden wissen wollen, also neben den positiven, sichtbaren »Fakten«
hermeneutische Mittel, nimlich Sinnverstehen, als integralen Bestandteil einer so-
-zialwissenschaftlichen Methodik ansehen. Hier zeigt das Konzept noch deutliche
Schwichen. Die Methodik der Konstruktion eines realtypischen Habitus ist bisher
ausgesprochen unausgereift. Dieser Nachteil ist indes insofern zu relativieren, als
hermeneutische Probleme in den Internationalen Beziechungen bisher insgesamt
sehr vernachléssigt worden sind (vgl. Goldstein/Keohane 1993: 27). Aber der sozia-
le Habitus ist zumindest ein geeignetes Konzept, um die Vermittlungsschritte auf-
zuzeigen, in denen Ideen und Interessen sich bedingen und so strategisches Handeln
prigen. Dies ist wenigstens eine Moglichkeit, die Komplexitit sozialpsychologi-
scher Allgemeinheiten und individuellen Handelns konzeptionell zusammenzu-
fithren. Deshalb ist er nicht blof ein Begriff fiir Sonderfille, sondern grundsitzlich
auch fiir andere Zusammenhinge tauglich, wie dies Norbert Elias (1990) fiir den
deutschen biirgerlichen Habitus gezeigt hat.

Ebenso deutlich aber zeigen die Befunde, welche Schwierigkeiten eine sich auf
den utilitaristischen Handlungsbegriff beschrinkende Sozialtheorie gelegentlich
hat, Entstehung, Verldufe und Funktionsweisen konkreter Politik zu erkldren: Im
Riickgriff auf alternative sozialtheoretische Konzepte, auf Bourdieus Habitustheorie
etwa oder auf Max Webers verstehende Soziologie konnen diese Erklarungsdefizite
aufgehoben werden. Im ersten Paragraphen seiner »Soziologischen Grundbegriffe«
hat Weber darauf verzichtet, den Idealtypus des »zweckrationalen Handelns«, MaB-
stab der »objektiven Richtigkeitsrationalitit«, zur allein erkldrenden Kategorie zu
vereinseitigen, und hatte neben ihn wertrationale, das affektuelle und das traditiona-
le Handeln gestellt. »Wirklich effektiv, d.h. voll bewuf3t und Klar, sinnhaftes Han-
deln ist in der Realitét stets nur ein Grenzfall« lautet ein Resiimee seiner Betrach-
tungen iiber die Methodik der verstehenden Soziologie, einen Befund, auf den die
»historische und soziologische Betrachtung bei Analyse der Realifdt stets Riicksicht
zu nehmen haben« (Weber 1985: 10f, Hervorh. dort). Das ist nicht gleichbedeutend
mit dem Verzicht auf klare Begriffsbildung, sondern ein Pliadoyer dafiir, sich bei
der sozialwissenschaftlichen Analyse nicht allein auf eine mikrotkonomisch ver-
kiimmerte Anthropologie zu verlassen.

52 Die prominenteste Ausnahme stellen hier wohl die Arbeiten von Robert Cox (1987) dar.
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